
   

    

 

   

      
 

    

     

  

    
   

 

   

   

  

     
    

 

  

 

 

         
      

       
       

   

        
     

 
      

    
          

   

Deutscher Bundestag Drucksache 19/12798 
(zu Drucksache 19/10815) 19. Wahlperiode 

28.08.2019 

Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Stärkung 
der beruflichen Bildung 

– Drucksache 19/10815 – 

Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 979. Sitzung am 28. Juni 2019 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa – neu – (§ 5 Absatz 1 Nummer 3 BBiG) 

In Artikel 1 Nummer 5 ist Buchstabe a wie folgt zu fassen: 

‚a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. die berufliche Handlungskompetenz mit den zugrundeliegenden beruflichen Fertigkeiten, 
Kenntnissen und Fähigkeiten, die mindestens Gegenstand der Berufsausbildung sind (Aus-
bildungsberufsbild).“ 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„…< weiter wie Gesetzentwurf >…“‘ 

Begründung: 

Die Aufnahme des Kompetenzbegriffs in das BBiG vollzieht gelebte Praxis im Berufsbildungsbereich auf 
der gesetzlichen Ebene nach. Die Hauptausschuss-Empfehlung 160 sieht die Kompetenzorientierung in der 
Ordnung der Berufsbildung vor. Mit der Umsetzung der Empfehlung finden die Kompetenzorientierung und 
das Kompetenzverständnis des Deutschen Qualifikationsrahmens (DQR) Eingang in Ausbildungsordnun-
gen. Hierfür wird nunmehr die erforderliche gesetzliche Grundlage geschaffen. 

Kompetenz bezeichnet im DQR die Fähigkeit und Bereitschaft der Einzelnen, Kenntnisse und Fertigkeiten 
sowie persönliche, soziale und methodische Fähigkeiten zu nutzen und sich durchdacht sowie individuell 
und sozial verantwortlich zu verhalten. Kompetenz wird in diesem Sinne als umfassende Handlungskompe-
tenz verstanden. Der DQR unterteilt Kompetenz in die Dimensionen Fachkompetenz, differenziert nach Wis-
sen und Fertigkeiten, und personale Kompetenz, differenziert nach Sozialkompetenz und Selbstständigkeit. 
Im Evaluierungsbericht zum BBiG aus dem Jahr 2016 wird empfohlen, die Aufnahme des Kompetenzver-
ständnisses des DQR in die Ordnung der beruflichen Bildung gesetzlich zu unterlegen. 
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2. Zu Artikel 1 Nummer 8 (§ 7a Absatz 2 Satz 1 BBiG), 

Artikel 2 Nummer 5 (§ 27b Absatz 2 Satz 1 HwO) 

a) In Artikel 1 Nummer 8 sind in § 7a Absatz 2 Satz 1 nach den Wörtern „verlängert sich“ die Wörter „bei 
Bedarf“ einzufügen. 

b) In Artikel 2 Nummer 5 sind in § 27b Absatz 2 Satz 1 nach den Wörtern „verlängert sich“ die Wörter 
„bei Bedarf“ einzufügen. 

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

In der Regel umfassen Teilzeitausbildungen um die 30 Wochenstunden. Der Berufsschulunterricht bleibt 
ungekürzt. Das reicht vollkommen aus, um die praktischen und theoretischen Inhalte der Ausbildung zu 
vermitteln. Ein großer Teil der Menschen, die – um weitere Anforderungen mit der Ausbildung vereinbaren 
zu können – eine Teilzeitausbildung benötigen, ist überdurchschnittlich gut organisiert. Die reine Stunden-
zahl der Ausbildungsdauer im praktischen Bereich ist nicht qualitätsentscheidend, denn engagierte Ausbilder 
können auch in der Verkürzung ausreichend Berufspraxis unter praktischer Anleitung vermitteln. Eine Ver-
längerung der Ausbildungsdauer bei Teilzeit führt bisher bereits dazu, dass das letzte Berufsschuljahr in-
haltsgleich wiederholt wird. 

Bundesweit zeigen Teilzeitausbildungsprojekte, dass die bisherige Zielgruppe der Familiensorgenden auch 
mit verkürzter Ausbildungszeit überwiegend gute Abschlüsse erzielt. Ein Teil zieht zusätzlich zur Reduzie-
rung der Ausbildungsdauer noch die Prüfungen vor, was einer weiteren Reduzierung entspricht. Deshalb ist 
eine schematisch-regelhafte Verlängerung der Ausbildungsdauer nicht angemessen. Hier wäre jeweils der 
Einzelfall zu prüfen und nur bei Bedarf entsprechend zu verlängern – sonst wird aus der Teilzeitausbildung 
letztlich doch eine (gestreckte) Vollzeitausbildung. 

Es geht ja gerade darum, dass nicht grundsätzlich die Ausbildungsdauer bis zum eineinhalbfachen verlängert 
wird, sondern nur dort, wo die Teilzeitausbildung tatsächlich Ausbildungsdefizite mit sich bringen würde. 

Zu Buchstabe b: 

Die vorgeschlagene Änderung in Artikel 2 vollzieht die gewünschte Änderung im Berufsbildungsgesetz 
auch in der Handwerksordnung nach. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 8a – neu – (§ 16 Absatz 2 Satz 1a – neu – BBiG), 
Nummer 25 (§ 53b Absatz 5 – neu – , 

§ 53c Absatz 5 – neu – , 
§ 53d Absatz 5 – neu – BBiG), 

Zu Artikel 2 Nummer 8 Buchstabe a – neu – (§ 31 Absatz 2 Satz 1a – neu – , 1b – neu –, 
Absatz 3 HwO, 

Nummer 17 (§ 42b Absatz 5 – neu – ,
 § 42c Absatz 5 – neu – ,
 § 42d Absatz 5 – neu – HwO) 

a) Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nach Nummer 8 ist folgende Nummer 8a einzufügen: 

‚8a. In § 16 Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt: 

„Auf dem Zeugnis ist zu vermerken, welchem Niveau im Deutschen und Europäischen 
Qualifikationsrahmen die erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung zugeordnet ist.“ ‘ 

bb) Nummer 25 ist wie folgt zu ändern: 

aaa) Dem § 53b ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Über das Bestehen der Prüfung der ersten beruflichen Fortbildungsstufe ist ein 
Zeugnis gemäß Anlage … auszustellen.“ 

bbb) Dem § 53c ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Über das Bestehen der Prüfung der zweiten beruflichen Fortbildungsstufe ist 
ein Zeugnis gemäß Anlage … auszustellen.“ 
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ccc) Dem § 53d ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Über das Bestehen der Prüfung der dritten beruflichen Fortbildungsstufe ist 
ein Zeugnis gemäß Anlage … auszustellen.“ 

b) Artikel 2 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nummer 8 ist wie folgt zu fassen: 

‚8. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden nach Satz 1 folgende Sätze eingefügt: 

„Das Ergebnis berufsschulischer Leistungsfeststellungen ist auf dem Zeugnis auszuwei-
sen. Auf dem Zeugnis ist zu vermerken, welchem Niveau im Deutschen und Europäi-
schen Qualifikationsrahmen die erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung zugeord-
net ist.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Dem Zeugnis ist auf Antrag des Lehrlings (Auszubildenden) eine englisch-
sprachige und eine französischsprachige Übersetzung beizufügen.“ ‘ 

bb) Nummer 17 ist wie folgt zu ändern: 

aaa) Dem § 42b ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Über das Bestehen der Prüfung der ersten beruflichen Fortbildungsstufe ist ein 
Zeugnis gemäß Anlage … auszustellen.“ 

bbb) Dem § 42c ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Über das Bestehen der Prüfung der zweiten beruflichen Fortbildungsstufe ist 
ein Zeugnis gemäß Anlage … auszustellen.“ 

ccc) Dem § 42d ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Über das Bestehen der Prüfung der dritten beruflichen Fortbildungsstufe ist 
ein Zeugnis gem. Anlage … auszustellen.“ 

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

Zu Doppelbuchstabe aa: 

Um Qualifikationen in den Mitgliedstaaten der EU besser vergleichbar zu machen und damit der zunehmen-
den Mobilität in Europa Rechnung zu tragen, wurde der Europäische Qualifikationsrahmen (EQR) entwi-
ckelt. Die Umsetzung für das Deutsche Bildungs- und Qualifikationssystem erfolgt durch den Deutschen 
Qualifikationsrahmen (DQR). Bezüge zwischen dem DQR und dem EQR stellen europaweite Transparenz 
sicher. Der DQR ordnet die formalen Qualifikationen des deutschen Bildungssystems acht Niveaus zu, die 
denen des EQR entsprechen. 

Langfristig sollen im DQR nicht nur schulische, akademische und berufliche, sondern auch non-formal und 
informell erworbene Qualifikationen abgebildet werden. So soll ein Rahmen für lebenslanges Lernen ge-
schaffen werden. 

Der DQR soll das deutsche Qualifikationssystem transparenter machen und die Gleichwertigkeit insbeson-
dere beruflicher und akademischer Abschlüsse sichtbar machen. Damit kann der DQR zu einer verbesserten 
Durchlässigkeit und zu einer höheren Attraktivität der beruflichen Bildung beitragen. Indem die Transparenz 
auch für die Arbeitgeberseite erhöht wird, kann der DQR außerdem einen Beitrag zur Fachkräftesicherung 
leisten. 

Seit 2014 erfolgt schrittweise die Ausweisung der DQR-/EQR-Niveaus auf neu ausgestellten Qualifikations-
bescheinigungen. Damit setzt Deutschland die Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. April 2008 zur Einrichtung des Europäischen Qualifikationsrahmens für lebenslanges Lernen um, Zerti-
fikate im Bildungsbereich mit einem klaren Verweis auf das zutreffende Niveau des EQR zu versehen. 
Grundlage für die Umsetzung ist Artikel 2 Absatz 1 des Gemeinsamen Beschlusses zum Deutschen Qualifi-
kationsrahmen für lebenslanges Lernen (Bundesanzeiger vom 20. November 2013). Seit 1. Januar 2014 wird 
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in Zeugnissen von Abschluss-, Gesellen- und Umschulungs- sowie Fortbildungsprüfungen gemäß Berufs-
bildungsgesetz und Handwerksordnung die Zuordnung des Abschlusses zum jeweiligen Niveau im DQR 
und EQR ausgewiesen. Dem zugrunde liegt ein Beschluss des Hauptausschusses des Bundesinstituts für 
Berufsbildung (BIBB). 

Nunmehr wird eine gesetzliche Grundlage für die Angabe des DQR-Niveaus geschaffen. Damit wird Rechts-
sicherheit geschaffen und der wachsenden Bedeutung des DQR Rechnung getragen. 

Zu Doppelbuchstabe bb: 

Um die Einheitlichkeit von Zeugnissen sicherzustellen, empfiehlt der BIBB-Hauptausschuss in seiner Emp-
fehlung Nummer 164 für alle anerkannten Fortbildungsabschlüsse ein einheitliches Zeugnismuster. Danach 
soll das jeweilige Zeugnis das Niveau des DQR ausweisen. Der Beschluss soll bis zu einer rechtlichen Ver-
ankerung des DQR wirksam sein. Mit der vorgeschlagenen Formulierung wird klargestellt, dass für die neuen 
Fortbildungsstufen im BBiG und der HwO die Vorgaben über die Zeugnisausstellung unmittelbar gelten. 
Das Zeugnismuster wird als Anlage zum Gesetz aufgenommen. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe aa: 

Die berufsbildenden Schulen sind gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 2 BBiG Lernort der dualen Berufsausbil-
dung. Sie vermitteln die theoretischen Grundlagen für die berufliche Handlungsfähigkeit, welche in den Ab-
schlussprüfungen der zuständigen Stellen ermittelt wird. Trotz ihrer wichtigen Stellung im System der dualen 
Berufsausbildung spielen die Lernergebnisse in den berufsbildenden Schulen am Ende der Ausbildung keine 
Rolle. Da die berufsbildenden Schulen und der Betrieb in der dualen Berufsausbildung gleichwertige Lern-
orte sind, muss sich die Dualität jedoch auch auf dem Abschlusszeugnis widerspiegeln. Deshalb reicht es 
nicht aus, die Berufsschulnoten nur auf Antrag des Auszubildenden auf dem Abschlusszeugnis auszuweisen. 
Für künftige Arbeitgeber sind die Berufsschulnoten eine wichtige Information, um einschätzen zu können, 
inwieweit der Bewerber über die theoretischen Grundlagen der beruflichen Handlungsfähigkeit verfügt. Zu-
dem würde damit die Bedeutung des Lernorts berufsbildende Schule gestärkt und entsprechend seiner Funk-
tion im dualen System angemessen berücksichtigt. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 11 (§ 19 Absatz 2 BBiG) 

In Artikel 1 Nummer 11 ist die Angabe „Absatz 5“ durch die Angabe „Absatz 6“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Der bisherige § 19 Absatz 2 verweist auf die Sachbezugswerte nach dem bisherigen § 17 Absatz 2. Der neue 
§ 17 Absatz 5 betrifft jedoch die Mindestvergütung für Auszubildende in Teilzeitausbildung. Die Regelung 
zu den Sachbezugswerten findet sich im neuen § 17 Absatz 6. 

Offenbar enthält Artikel 1 Nummer 11 einen falschen Verweis und es ist eigentlich Absatz 6 gemeint. Dies 
soll korrigiert werden. 

5. Zu Artikel 1 Nummer 13a – neu – (§ 30 Absatz 1 BBiG), 
Artikel 2 Nummer 01 – neu – (§ 22b Absatz 1 HwO), 

Nummer 30 Buchstabe b – neu – (§ 45 Absatz 3 HwO), 
Nummer 33 Buchstabe a – neu – (§ 51a Absatz 3 Satz 2 HwO) 

a) Nach Artikel 1 Nummer 13 ist folgende Nummer einzufügen: 

,13a. In § 30 Absatz 1 werden nach dem Wort „Fähigkeiten“ die Wörter „einschließlich der Kompe-
tenz zur Förderung von Integration und Inklusion“ eingefügt.‘ 

b) Artikel 2 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Der Nummer 1 ist folgende Nummer voranzustellen: 

,01. In § 22b Absatz 1 werden nach dem Wort „Fähigkeiten“ die Wörter „einschließlich der 
Kompetenz zur Förderung von Integration und Inklusion“ eingefügt.‘ 
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17052024 ()



    

  

 

   

        
    

 

  

 

     
    

 

  

 

 

  

        
       

    
 

         
       

      
           

 

  
 

     
 

 
      

       
 

    

     
       

         
 

 

        
        

         

         
    

    
         

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 5 – Drucksache 19/12798 

bb) Nummer 30 ist wie folgt zu fassen: 

‚30. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 wird …< weiter wie Gesetzentwurf >… 

b) In Absatz 3 werden nach den Wörtern „berufs- und arbeitspädagogischen Kenntnisse“ 
die Wörter „einschließlich der Kompetenz zur Förderung von Integration und Inklu-
sion“ eingefügt.‘ 

cc) Nummer 33 ist wie folgt zu fassen: 

‚33. § 51a Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden nach den Wörtern „berufs- und arbeitspädagogischen Kenntnisse“ 
die Wörter „einschließlich der Kompetenz zur Förderung von Integration und Inklu-
sion“ eingefügt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

…< weiter wie Gesetzentwurf >…‘ 

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

§ 30 Absatz 1 BBiG bestimmt in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 2 BBiG, dass zur Ausbildung von Aus-
zubildenden fachlich nur geeignet ist, wer die beruflichen sowie die berufs- und arbeitspädagogischen Fer-
tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt, die für die Vermittlung der Ausbildungsinhalte erforderlich 
sind. 

Durch die vorgesehene Ergänzung von § 30 BBiG wird erreicht, dass alle Ausbilderinnen und Ausbilder 
insbesondere auch über die „Kompetenz zur Förderung von Integration und Inklusion“ verfügen müssen. 
Diese Kompetenz ist angesichts der demografischen Veränderungen und der aktuellen gesellschaftspoliti-
schen Zielsetzungen von herausragender Bedeutung für die Qualität und den erfolgreichen Abschluss der 
Ausbildung. 

Immer mehr Jugendliche haben einen Migrationshintergrund. Sie sollen dieselben Ausbildungschancen wie 
Jugendliche ohne Migrationshintergrund haben. 

Auch sollen möglichst viele Jugendliche mit Behinderungen Inklusion erfahren und eine Ausbildung auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt erhalten. 

Integration und Inklusion setzen entsprechend kompetente und aufgeschlossene Ausbilderinnen und Ausbil-
der voraus. Die geforderte Integrations- und Inklusionskompetenz trägt wesentlich dazu bei, dass der Be-
triebsalltag für alle Seiten gut funktioniert, die Jugendlichen die Ausbildung erfolgreich abschließen und die 
Unternehmen sich das vorhandene Potenzial für benötigte Fachkräfte erschließen können. 

Für alle Ausbilderinnen und Ausbilder sollte Integrations- und Inklusionskompetenz selbstverständlich sein. 

Die Kompetenz zur Förderung von Integration und Inklusion ist den „berufs- und arbeitspädagogischen Fer-
tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten“ zuzuordnen. Näheres hierzu kann daher auf der Grundlage von § 30 
Absatz 5 BBiG durch das BMBF nach Anhörung des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung in der Ausbilder-Eignungsverordnung (AEVO) geregelt werden. 

Zu Buchstabe b: 

Parallel zur Ergänzung von § 30 BBiG sind Ergänzungen in der Handwerksordnung vorzunehmen. Soweit 
in den § 22b Absatz 1, § 45 Absatz 3 und § 51a Absatz 3 Satz 2 HwO auf berufs- und arbeitspädagogische 
Kenntnisse Bezug genommen wird, ist hier jeweils ebenfalls zu ergänzen, dass diese insbesondere die Kom-
petenz zur Förderung von Integration und Inklusion umfassen. 

Näheres kann in § 4 der Verordnung über die Meisterprüfung in den Teilen III und IV im Handwerk und in 
handwerksähnlichen Gewerben (Allgemeine Meisterprüfungsverordnung – AMVO) bestimmt werden. Hier 
sind die vom Meisterprüfling nachzuweisenden berufs- und arbeitspädagogischen Kenntnisse beschrieben. 
Diese sind weitgehend identisch mit den Inhalten der AEVO. Die AMVO wird vom BMWi im Einverneh-
men mit dem BMBF erlassen. 
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6. Zu Artikel 1 Nummer 14 (§ 34 Absatz 2 Nummer 1, 2, 5, 6 BBiG), 
Nummer 33 (§ 88 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a, f, l, 

Absatz 2 – neu – bis 6 – neu – BBiG), 
Artikel 2 Nummer 7a – neu – (§ 28 Absatz 8 HwO), 

Nummer 39 Buchstabe b (Anlage D Abschnitt III 
Nummer 3 Buchstabe a, Nummer 4 HwO) 

a) Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 14 ist § 34 Absatz 2 wie folgt zu ändern: 

aaa) In Nummer 1 ist nach dem Wort „Vorname,“ das Wort „Geburtsname,“ und nach dem 
Wort „Geburtsdatum,“ das Wort „Geburtsort,“ einzufügen. 

bbb) In Nummer 2 ist nach dem Wort „vorherige“ das Wort „schulische“ einzufügen. 

ccc) In Nummer 5 sind nach dem Wort „Studiums“ die Wörter „nach diesem Gesetz oder 
nach der Handwerksordnung“ einzufügen. 

ddd) In Nummer 6 sind nach dem Wort „Verkürzung“ die Wörter „oder Verlängerung“ ein-
zufügen. 

bb) In Nummer 33 ist § 88 wie folgt zu ändern: 

aaa) Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ist wie folgt zu ändern: 

aaaa) Im Satzteil vor Buchstabe a sind nach dem Wort „Bundesstatistik“ die Wörter 
„wird als Verlaufsstatistik geführt und“ einzufügen. 

bbbb) In Buchstabe a ist das Wort „Geburtsjahr“ durch das Wort „Geburtsdatum“ zu 
ersetzen. 

cccc) In Buchstabe f sind nach dem Wort „Verkürzung“ die Wörter „oder Verlän-
gerung“ einzufügen. 

dddd) In Buchstabe l sind nach dem Wort „Studium“ die Wörter „nach diesem Ge-
setz oder nach der Handwerksordnung“ einzufügen. 

bbb) Absatz 2 ist zu streichen. 

ccc) Nach Absatz 1 sind folgende Absätze 2 bis 6 einzufügen: 

„(2) Das jeweils zuständige statistische Landesamt bildet für jeden Auszubildenden 
und jede Auszubildende, jeden Prüfungsteilnehmenden und jede Prüfungsteilnehmende 
in der beruflichen Bildung mit Ausnahme der durch Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 erfassten 
Ausbildungsverträge ein eindeutiges verschlüsseltes und nicht rückverfolgbares Pseu-
donym nach dem jeweiligen Stand der Technik aus den Angaben zu Geschlecht und 
Geburtsdatum nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a sowie den Hilfsmerkmalen 
nach Absatz 6 Satz 2. 

(3) Das Pseudonym wird spätestens nach Abschluss der statistischen Aufbereitung 
erstellt. Die Einzelangaben nach Absatz 1 werden mit den Pseudonymen auf einem si-
cheren Kommunikationsweg nach dem jeweiligen Stand der Technik an eine zentrale 
Datenbank im statistischen Verbund des Bundes und der Länder übermittelt und dort 
gespeichert. Das Statistische Bundesamt, die statistischen Ämter der Länder und das 
Bundesinstitut für Berufsbildung dürfen die Datenbank in ihrem jeweiligen Zuständig-
keitsbereich für Auswertungen im Rahmen der Berufsbildungsberichterstattung sowie 
der Forschungsberichterstattung nutzen. Eine Übermittlung der Pseudonyme an weitere 
Dritte ist unzulässig. 

(4) Mit Hilfe der Pseudonyme dürfen die Einzelangaben nach Absatz 1 mit den 
entsprechenden Einzelangaben zurückliegender Jahre in der beruflichen Bildung von 
den statistischen Ämtern des Bundes und der Länder sowie dem Bundesinstitut für Be-
rufsbildung für ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich zusammengeführt werden, um 
Analysen über Verläufe in der beruflichen Bildung durchzuführen. 
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(5) Die Pseudonyme sowie die in Absatz 4 dargestellten Zusammenführungen wer-
den achtzehn Jahre nach dem letzten Berufsabschluss, der Auflösung des Ausbildungs-
verhältnisses oder der Löschung des Berufsausbildungsvertrages gelöscht. 

(6) Hilfsmerkmale sind Name und Anschrift der Auskunftspflichtigen, die laufen-
den Nummern der Datensätze zu den Auszubildenden, zu den Prüfungsteilnehmenden 
mit Ausnahme der durch Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 erfassten Ausbildungsverträge und 
zu den Ausbildern und Ausbilderinnen sowie die Betriebsnummer der Ausbildungsstätte 
nach § 18i Absatz 1 oder § 18k Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Weitere 
Hilfsmerkmale sind Name, Vorname, Geburtsname und Geburtsort der Auszubildenden 
und Prüfungsteilnehmenden mit Ausnahme der durch Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 erfass-
ten Ausbildungsverträge. Die Hilfsmerkmale sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt, spä-
testens jedoch nach Abschluss der wiederkehrenden Erhebung, zu löschen. Sollte eine 
feste Personennummer für statistische Datenmeldungen eingeführt werden, tritt diese an 
die Stelle der in Satz 2 genannten Hilfsmerkmale. Die Merkmale nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 Buchstabe e Wirtschaftszweig, Amtlicher Gemeindeschlüssel und geografi-
sche Gitterzelle dürfen durch die statistischen Ämter des Bundes und der Länder sowie 
das Bundesinstitut für Berufsbildung mittels des Hilfsmerkmals Betriebsnummer der 
Ausbildungsstätte nach § 18i Absatz 1 oder § 18k Absatz 1 des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch aus den Daten des Statistikregisters nach § 13 Absatz 1 des Bundesstatistik-
gesetzes ermittelt werden und mit den Daten nach Absatz 1 Satz 1 und nach Absatz 6 
Satz 1 zusammengeführt werden.“ 

b) Artikel 2 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nach Nummer 7 ist folgende Nummer 7a einzufügen: 

‚7a. In § 28 Absatz 8 wird die Angabe „Abs. 2“ durch die Angabe „Absatz 6“ ersetzt.‘ 

bb) In Nummer 39 Buchstabe b ist Anlage D Abschnitt III wie folgt zu ändern: 

aaa) In Nummer 3 Buchstabe a ist nach dem Wort „Geburtsdatum,“ das Wort „Geburtsort,“ 
und nach dem Wort „vorherige“ das Wort „schulische“ einzufügen. 

bbb) In Nummer 4 sind die Wörter „ausbildungsintegrierendes duales Studium“ durch die 
Wörter „Berufsausbildung im Rahmen eines ausbildungsintegrierenden dualen Studi-
ums nach diesem Gesetz oder nach dem Berufsbildungsgesetz“ zu ersetzen und nach 
dem Wort „Verkürzung“ sind die Wörter „oder Verlängerung“ einzufügen. 

Begründung: 

Die Berufsbildungsstatistik stellt eine zentrale Datenquelle für die Planung und Ordnung der Berufsbildung, 
die Berufsbildungspraxis und die Berufsbildungsforschung dar. Ein erheblicher Mangel besteht darin, dass 
vollständige Ausbildungsverläufe innerhalb des Systems der dualen Berufsausbildung nicht bei Vertragslö-
sungen oder mehreren Ausbildungsverträgen einer Person erfasst werden (Mehrfachausbildung/Fortführung 
einer zweijährigen Ausbildung). Die Daten aus den verschiedenen Verträgen einer Person können nicht ver-
knüpft werden. Außerdem können Datenmeldungen verschiedener Berichtsjahre zum gleichen Vertrag nicht 
verknüpft werden, sodass Änderungen von Vertragsmerkmalen nicht nachvollzogen werden können (zum 
Beispiel beim Wechsel von Vollzeit- zur Teilzeitausbildung). 

Im Rahmen der vorgeschlagenen Verlaufsstatistik erfolgt eine Verknüpfung der sowieso jährlich erhobenen 
Daten zu verschiedenen Ausbildungsverhältnissen. 

Damit können insbesondere Ausbildungsverläufe innerhalb des Systems der dualen Berufsausbildung auch 
im Falle von Vertragslösungen oder mehreren Ausbildungsverträgen einer Person erfasst werden. Vertrags-
lösungen können von „echten“ Ausbildungsabbrüchen unterschieden werden. Damit kann die in der Öffent-
lichkeit oft in ihrer Dimension überzogene Darstellung von Ausbildungsabbrüchen vermieden werden. Ei-
nem Imageschaden der dualen Berufsausbildung kann so vorgebeugt werden. 

Die Weiterentwicklung der Berufsbildungsstatistik analog zur Hochschulstatistik nach dem Hochschulsta-
tistikgesetz trägt der Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer Bildung Rechnung. Sowohl die 
Wirtschaftsministerkonferenz als auch die Arbeits- und Sozialministerkonferenz haben mit ihren Beschlüs-
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sen vom 29./30. Juni 2017 beziehungsweise 6./7. Dezember 2017 eine Weiterentwicklung der Berufsbil-
dungsstatistik zu einer Verlaufsstatistik gefordert. Ihre Umsetzung ist daher längst überfällig und sollte an-
lässlich der BBiG-Novelle dringend vollzogen werden. 

Den Anforderungen an den Datenschutz wird mit den vorgesehenen statistischen Methoden Rechnung ge-
tragen. Analog zur Einführung der Verlaufsstatistik für die Hochschulstatistik nach dem Hochschulstatistik-
gesetz werden hierfür über die Erhebung von auszubildendenbezogenen Hilfsmerkmalen eindeutige, nicht 
rückverfolgbare Pseudonyme gebildet. Rückschlüsse auf Einzelpersonen und deren Ausbildungsverläufe in-
nerhalb des Berufsbildungssystems sind somit nicht möglich und auch nicht von Interesse. 

§ 88 BBiG-E regelt, welche Merkmale die jährliche Bundesstatistik erfasst und wie die Verlaufsstatistik zu 
führen ist. Um den Aufwand für die auskunftspflichtigen zuständigen Stellen zu begrenzen, sollten möglichst 
alle zu meldenden Merkmale, die in § 88 BBiG-E geregelt sind, im Verzeichnis der Berufsausbildungsver-
hältnisse nach § 34 BBiG-E enthalten sein. Deshalb sieht der Gesetzentwurf die Harmonisierung beider Pa-
ragraphen vor. Die Weiterentwicklung zur Verlaufsstatistik macht jedoch die zusätzliche Erfassung der 
Hilfsmerkmale Geburtsname und Geburtsort nach § 88 Absatz 2 BBiG-E erforderlich. Durch den Vorschlag 
wird § 34 BBiG-E deswegen um diese Angaben ergänzt. Angesichts des Harmonisierungsvorhabens des 
Bundes und des zusätzlichen Erkenntnisgewinns auch für die zuständigen Stellen ist der zusätzliche Verwal-
tungsaufwand als gering einzustufen. 

Zudem macht die Verlaufsstatistik die Erhebung des Merkmals „vorherige Berufsausbildung“ in § 34 Ab-
satz 2 Nummer 2 BBiG-E insoweit überflüssig, als es die duale Berufsausbildung betrifft. Lediglich hin-
sichtlich der schulischen Berufsausbildung ist noch die Erfassung erforderlich. Mit dieser Einschränkung 
des Erhebungsmerkmals verringert sich der Erhebungsaufwand für die zuständigen Stellen und die statisti-
schen Ämter der Länder enorm. Bisherige Erfahrungen mit der Berufsbildungsstatistik haben gezeigt, dass 
insbesondere die Angaben zu vorheriger dualer Berufsausbildung mit erheblichem Aufwand aufgrund von 
Plausibilisierungen und Rückfragen bei Unstimmigkeiten der Datenmeldungen verbunden sind. 

In Summe dient die Weiterentwicklung der Berufsbildungsstatistik zu einer Verlaufsstatistik damit auch dem 
Bürokratieabbau. 

Die Ausführungen zu § 34 BBiG-E gelten entsprechend für Anlage D Abschnitt III HwO-E (Lehrlingsrolle) 
mit der Ausnahme, dass hier der Geburtsname nach dem Gesetzentwurf bereits erfasst ist. Damit ist der 
zusätzliche Verwaltungsaufwand für die Handwerkskammern noch geringer. 

7. Zu Artikel 1 Nummer 14 (§ 34 Absatz 2 Nummer 2 BBiG) 

In § 34 Absatz 2 Nummer 2 sind die Wörter „Qualifizierung oder beruflicher Grundbildung“ durch die Wör-
ter „oder beruflicher Qualifizierung“ zu ersetzen. 

Begründung: 

In § 34 Absatz 2 BBiG wird bestimmt, welche Eintragungen das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhält-
nisse umfasst. Dabei wird in § 34 Absatz 2 Nummer 2 BBiG-E die vorausgegangene Teilnahme an berufs-
vorbereitender Qualifizierung oder beruflicher Grundbildung aufgeführt. Die berufliche Grundbildung ist 
mit der Änderung des BBiG in 2005 mit dem Wegfall der Anrechnungsverordnungen bis spätestens 2007 
nicht mehr ländereinheitlich durch ein Bundesgesetz vorgegeben. Vor diesem Hintergrund wird eine den 
Regelungen aller Länder entsprechende Formulierung für notwendig erachtet. Diese ist durch den Ersatz des 
Wortes „Grundbildung“ durch das Wort „Qualifizierung“ möglich, da diese alle in den Ländern durchaus 
unterschiedlich vorgesehenen Bildungsgänge und länderspezifischen Anrechnungsverordnungen abdeckt. 
Die erforderliche Abgrenzung zu dem Begriff „Berufsausbildung“ ist gegeben, da diese unter § 34 Absatz 2 
Nummer 2 BBiG-E in der Aufzählung direkt folgt. 

8. Zu Artikel 1 Nummer 16 (§ 37 Absatz 3 Satz 2, 3 BBiG) 

In Artikel 1 Nummer 16 § 37 Absatz 3 sind Satz 2 und 3 durch folgenden Satz zu ersetzen: 

„Das Ergebnis berufsschulischer Leistungsfeststellungen ist als Durchschnittsnote auf dem Zeugnis auszu-
weisen, sofern die oder der Auszubildende dem nicht durch Antrag widerspricht.“ 
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Begründung: 

Der regelmäßige Berufsschulbesuch ist für das Erreichen des Ausbildungsziels erforderlich. Hier werden 
Schülerinnen und Schülern berufsbezogene und berufsübergreifende Lerninhalte vermittelt. Es ist daher an-
gezeigt, die an diesem Lernort erbrachten Leistungen im Abschlusszeugnis auszuweisen. 

In den Ländern haben sich zwischen den zuständigen Stellen und den Berufsschulen Verfahren zur Über-
mittlung der Berufsschulabschlussnote etabliert, die auch weiterhin Anwendung finden können. Die im Ge-
setzentwurf vorgesehene „Antragsregelung“ entspricht nicht der Bedeutung des Lernortes Berufsschule. 

9. Zu Artikel 1 Nummer 16a – neu – (§ 38 Satz 2, 3 BBiG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 16 folgende Nummer einzufügen: 

‚16a. In § 38 werden Satz 2 und 3 durch folgenden Satz ersetzt: 

„In ihr soll der Prüfling nachweisen, dass er die an den Lernorten der Berufsausbildung geförderte 
Handlungskompetenz erworben hat und damit die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten beherrscht 
und die notwendigen beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt.“‘ 

Begründung: 

In § 38 BBiG wird hinsichtlich des Prüfungsgegenstandes beschrieben, was durch die Abschlussprüfung 
festzustellen ist. Dabei wird mit Blick auf den Berufsschulunterricht ein sowohl einschränkender als auch 
veralteter Begriff genutzt (wesentlicher Lehrstoff), was die Bedeutung der Lernorte nicht angemessen zum 
Ausdruck bringt. Darüber hinaus wird weiterhin der zwischenzeitlich etablierte Begriff der Handlungskom-
petenz ignoriert. Dessen Nutzung im Rahmen der Ausbildungsordnungen war bei der Entwicklung der Hand-
lungsempfehlung 160 des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung mit dem Hinweis ver-
wehrt worden, dass der Begriff der Handlungskompetenz zunächst innerhalb des Berufsbildungsgesetzes 
aufgenommen worden sein müsse. 

Vor dem Hintergrund, dass auch über die Rahmenlehrpläne der KMK, die gemeinsam mit allen Ausbil-
dungsordnungen im Bundesgesetzblatt nach gemeinsamer Verabschiedung durch Bundesregierung und Län-
der im Bund-Länder-Koordinierungsausschuss veröffentlicht werden, der Begriff der Handlungskompetenz 
bereits als tradiert zu bezeichnen ist, ist es erforderlich, die konsequente Nutzung des Begriffes auch im 
BBiG zu verankern. 

10. Zu Artikel 1 Nummer 17 (§ 39 Absatz 1 Satz 3 – neu – BBiG), 
Artikel 2 Nummer 9 (§ 33 Absatz 1 Satz 2a – neu – HwO) 

a) In Artikel 1 Nummer 17 ist dem § 39 Absatz 1 folgender Satz anzufügen: 

„Eine zuständige Stelle kann einer anderen zuständigen Stelle mit deren Einverständnis Prüflinge zur 
Prüfung überstellen.“ 

b) In Artikel 2 Nummer 9 ist in § 33 Absatz 1 nach Satz 2 folgender Satz einzufügen: 

„Eine Handwerkskammer kann einer anderen Handwerkskammer mit deren Einverständnis Prüflinge 
zur Prüfung überstellen.“ 

Begründung: 

Bei sehr kleinen Prüfungsteilnehmerzahlen, für die sich die Errichtung von Prüfungsausschüssen nicht lohnt, 
sowie auf ausdrücklichen Wunsch von Prüflingen und Ausbildungsbetrieben besteht in der Praxis das Be-
dürfnis nach Überstellung von Prüflingen zu einer anderen, in der Regel benachbarten, zuständigen Stelle 
beziehungsweise Handwerkskammer. Der Wunsch ist in der Regel dadurch begründet, dass der Berufsschul-
standort außerhalb des Gebiets der für die Registrierung des Lehrvertrags zuständigen Stelle liegt. 
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11. Zu Artikel 1 Nummer 18 (§ 40 Absatz 6 Satz 1 BBiG), 
Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d (§ 34 Absatz 9 Satz 1 HwO) 

a) In Artikel 1 Nummer 18 ist § 40 Absatz 6 Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss, in einer Prüferdelegation oder als Prüfungsaufsicht ist ehrenamt-
lich.“ 

b) In Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d ist § 34 Absatz 9 Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss, in einer Prüferdelegation oder als Prüfungsaufsicht ist ehrenamt-
lich.“ 

Begründung: 

§ 40 Absatz 6 Satz 1 BBiG-E beziehungsweise § 34 Absatz 9 Satz 1 HwO stellen klar, dass die Tätigkeit im 
Prüfungsausschuss oder in einer Prüferdelegation ehrenamtlich ist. Um die Prüfungsorganisation vollum-
fänglich und rechtssicher zu gewährleisten, muss die bisher nicht berücksichtigte Personengruppe der Prü-
fungsaufsichten hier ebenfalls genannt und damit klargestellt werden, dass es sich auch bei der Prüfungsauf-
sicht um eine ehrenamtliche Tätigkeit handelt. Die Tätigkeit der Prüfungsaufsichten besteht dabei nicht nur
in der Überwachung von Prüfungsteilnehmern während der Leistungsabnahme, sondern umfasst auch sons-
tige vor- und nachgelagerte Aufgaben wie zum Beispiel das Sortieren und Kommissionieren von Prüfungs-
unterlagen, Transport der Prüfungsunterlagen zu und vom Prüfungsort, Vorbereitung des Prüfungsraumes 
etc. 

12. Zu Artikel 1 Nummer 18 (§ 40 Absatz 6 Satz 1a – neu – bis 1c – neu – BBiG) 

In Artikel 1 Nummer 18 sind in § 40 Absatz 6 nach Satz 1 folgende Sätze einzufügen: 

„Niemand darf in der Übernahme oder Ausübung des Amtes als Mitglied oder Stellvertreter eines Prüfungs-
ausschusses oder einer Prüferdelegation beschränkt oder wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes 
benachteiligt werden. Mitglieder in Prüfungsausschüssen oder Prüferdelegationen und deren Stellvertreter 
sind für die Zeit ihrer Prüfertätigkeit von ihrem Arbeitgeber von der Arbeitsleistung freizustellen. Die Kün-
digung eines Arbeitsverhältnisses wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes ist unzulässig.“ 

Begründung: 

Das ehrenamtliche Prüfungswesen ist ein Grundpfeiler des Systems der dualen Berufsausbildung und der 
dualen Fortbildung in Deutschland. Die paritätische Besetzung der Prüfungsausschüsse und die Anforderun-
gen an die Qualifikation der Prüferinnen und Prüfer sichern die hohe Qualität der Abschlussprüfungen. Das 
ehrenamtliche Prüfungswesen gerät jedoch in der Praxis zunehmend unter Druck. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) stellt in seinem Evaluierungsbericht zum Be-
rufsbildungsgesetz (BBiG) vom 23. März 2016 fest, dass die zuständigen Stellen immer öfter Probleme ha-
ben, genügend Prüferinnen und Prüfer für die Prüfungsausschüsse zu gewinnen. Insbesondere für Arbeit-
nehmervertreter sei es schwierig, von ihrem Arbeitgeber eine Freistellung für die Prüfertätigkeit zu erhalten.  

Mit den in Artikel 1 Nummern 17 bis 19 des Gesetzentwurfs vorgeschlagenen Regelungen zur Durchführung 
der Prüfungen soll deshalb die Flexibilität beim Einsatz von Prüfern erhöht werden. Das reicht aber nicht 
aus. Darüber hinaus ist eine gesetzliche Pflicht zur Freistellung der Prüfer und Prüferinnen erforderlich. Nur 
so kann sichergestellt werden, dass sich zum einen genügend Prüfer und Prüferinnen der Arbeitnehmerseite 
zur Mitarbeit im Prüfungswesen bereiterklären, weil sie keine beruflichen Nachteile befürchten müssen. Zum 
anderen wird die Funktionsfähigkeit des Prüfungswesens aufrechterhalten, weil gesetzlich klargestellt ist, 
dass die Prüferinnen und Prüfer in der konkreten Prüfungssituation auch tatsächlich zur Verfügung stehen 
werden. 

Damit Ausbildungsbetriebe, welche Prüferinnen und Prüfer bereitstellen, nicht doppelt belastet werden, ha-
ben die zuständigen Stellen die Möglichkeit, für diese Betriebe geringere Prüfungsgebühren festzusetzen 
und die Prüfungskosten über die allgemeinen Kammerbeiträge auf alle Mitgliedsunternehmen umzulegen. 
Dies wird von den Industrie- und Handelskammern beziehungsweise Handwerkskammern zum Teil bereits 
heute so praktiziert. 
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13. Zu Artikel 1 Nummer 19 (§ 42 Absatz 2 Satz 2 BBiG), 
Artikel 2 Nummer 11 (§ 35a Absatz 2 Satz 2 HwO) 

a) In Artikel 1 Nummer 19 ist in § 42 Absatz 2 Satz 2 die Angabe „und 2“ durch die Angabe „,2 und 7“ 
zu ersetzen. 

b) In Artikel 2 Nummer 11 ist in § 35a Absatz 2 Satz 2 die Angabe „und 2“ durch die Angabe „,2 und 10“ 
zu ersetzen. 

Begründung: 

Für die Zusammensetzung von Prüfungsausschüssen enthält § 40 Absatz 1 und 2 BBiG-E ein Regelungsre-
gime, wonach der Prüfungsausschuss aus mindestens drei Mitgliedern besteht (Absatz 1) und ihm grund-
sätzlich Beauftragte der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in gleicher Zahl sowie mindestens eine Lehrkraft 
einer berufsbildenden Schule angehören (Absatz 2). Von dem Grundsatz des Absatzes 2 lässt Absatz 7 eine 
Ausnahme zu, wenn anderenfalls die erforderliche Zahl von Mitgliedern des Prüfungsausschusses nicht be-
rufen werden kann. 

Für die Zusammensetzung von Prüferdelegationen verweist § 42 Absatz 2 Satz 2 BBiG-E zwar auf die Vor-
schriften für die Prüfungsausschüsse nach § 40 Absatz 1 und 2 BBiG-E, nicht jedoch auf Absatz 7. Ein 
Grund dafür, warum die Ausnahmevorschrift nach Absatz 7 zwar auf Prüfungsausschüsse anwendbar ist, 
nicht jedoch auf Prüferdelegationen, ist nicht ersichtlich. Dies ist auch deshalb nicht schlüssig, weil der Prü-
fungsausschuss mehr Kompetenzen hat als die Prüferdelegation. Sofern man in der Anwendung des Absat-
zes 7 die Gefahr einer Umgehung der Grundsätze für die Zusammensetzung der Gremien nach Absatz 2 
erblicken könnte, hätte der Gesetzgeber die Ausnahmeregelung eher beim Prüfungsausschuss ausschließen 
müssen, weil dieser über mehr Kompetenzen verfügt als die Prüferdelegation. Denn der Prüfungsausschuss 
hat neben der Möglichkeit, einzelne Prüfungsleistungen selbst abzunehmen und zu bewerten, zusätzlich die 
Pflicht, die Gesamtnote und das Bestehen oder Nichtbestehen der Abschlussprüfung zu beschließen. 

Der Anwendungsbereich des § 40 Absatz 7 BBiG ist deshalb durch die vorgeschlagene Erweiterung des 
§ 42 Absatz 2 Satz 2 BBiG-E auch auf die Prüfungsdelegation zu erweitern. 

Die Ausführungen zu § 42 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 40 Absatz 1, 2 und 7 BBiG-E gelten sinn-
gemäß auch für § 35a Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 34 Absatz 1, 2 und 10 (neu, siehe Artikel 2 Num-
mer 10 Buchstabe e) HwO-E. 

14. Zu Artikel 1 Nummer 19 (§ 42 Absatz 3 Satz 1 BBiG), 
Artikel 2 Nummer 11 (§ 35a Absatz 3 Satz 1 HwO) 

a) In Artikel 1 Nummer 19 ist in § 42 Absatz 3 Satz 1 das Wort „Prüfung“ durch die Wörter „einzelnen 
Prüfungsleistung“ zu ersetzen. 

b) In Artikel 2 Nummer 11 ist in § 35a Absatz 3 Satz 1 das Wort „Prüfung“ durch die Wörter „einzelnen 
Prüfungsleistung“ zu ersetzen. 

Begründung: 

In § 42 Absatz 3 Satz 1 BBiG-E beziehungsweise in § 35a Absatz 3 Satz 1 HwO-E sollte auf die Vorgabe 
verzichtet werden, dass der Prüfungsausschuss vor Beginn der Prüfung über die Bildung von Prüferdelega-
tionen zu entscheiden hat. Der Zeitpunkt „vor Beginn der Prüfung“ ist im Regelfall im zweiten Ausbildungs-
jahr vor der sogenannten Teil 1-Prüfung angesiedelt. Die Prüfungszeitpunkte von Teil 1, Teil 2 und gegebe-
nenfalls weiteren Prüfungsleistungen erstrecken sich über mehrere Jahre und hängen teilweise von den Ent-
scheidungen beziehungsweise Leistungen der Prüflinge ab (zum Beispiel bei Zusatzqualifikationen, Wieder-
holungsprüfungen). Eine detaillierte Planbarkeit der Delegationen über einen mehrjährigen Zeithorizont im 
Voraus ist kaum möglich. Vor allem im Hinblick auf die Verfügbarkeit der Mitglieder ist dies problematisch. 
Durch die vorgeschlagene Änderung soll die Möglichkeit geschaffen werden, Delegationen für die jeweilige 
Prüfungsleistung (zum Beispiel Teilprüfungen Teil 1, Teil 2) zu verschiedenen Zeitpunkten im Rahmen der 
Prüfungsabnahme zu bilden, um auf kurzfristige Erfordernisse reagieren zu können. Damit ist auch bei ge-
streckten Prüfungsleistungen sichergestellt, dass es auf die einzelne Prüfungsleistung ankommt und nicht auf 
den Beginn der Teil 1-Prüfung. Ohne die vorgeschlagene Änderung liefe die vom Gesetzgeber beabsichtigte 
Flexibilisierung bei der gestreckten Abschlussprüfung ins Leere. 

juris Lex QS
17052024 ()



   

   
   

   

      
       

         
      

  
             

     
            

     
      

      
      

  

    

      
       

         
      

  
             

     
            

     
      

      
      

  

 

      
  

   

    
    

         
      

         
      

 

         
       

           
          

      
            

      

      
       

Drucksache 19/12798 – 12 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

15. Zu Artikel 1 Nummer 19 (§ 42 Absatz 5 BBiG), 
Artikel 2 Nummer 11 (§ 35a Absatz 5 HwO) 

a) In Artikel 1 Nummer 19 ist § 42 Absatz 5 wie folgt zu fassen: 

„(5) Der Prüfungsausschuss oder die Prüferdelegation kann einvernehmlich die Abnahme und Be-
wertung einzelner, nicht ausschließlich mündlich zu erbringender Prüfungsleistungen so vornehmen, 
dass zwei seiner oder ihrer Mitglieder die Prüfungsleistungen selbständig und unabhängig bewerten. 
Weichen die auf der Grundlage des in der Prüfungsordnung vorgesehenen Bewertungsschlüssels er-
folgten Bewertungen der beiden Prüfenden um nicht mehr als 10 Prozent der erreichbaren Punkte von-
einander ab, so errechnet sich die endgültige Bewertung aus dem Durchschnitt der beiden Bewertungen. 
Bei schriftlichen und solchen Prüfungsleistungen, deren Bewertung unabhängig von der Anwesenheit 
bei der Erbringung erfolgen kann, erfolgt bei einer größeren Abweichung die endgültige Bewertung 
durch ein vorab bestimmtes weiteres Mitglied des Prüfungsausschusses oder der Prüferdelegation. Bei 
sonstigen Prüfungsleistungen nach Satz 1 erfolgt bei einer größeren Abweichung die endgültige Be-
wertung durch ein vorab bestimmtes Mitglied des Prüfungsausschusses oder der Prüfungsdelegation 
nach Anhörung der Prüfenden und Einsichtnahme in deren Prüfungsdokumentation. Dabei darf die hö-
here Bewertung nicht überschritten und die niedrigere Bewertung nicht unterschritten werden.“ 

b) In Artikel 2 Nummer 11 ist § 35a Absatz 5 wie folgt zu fassen: 

„(5) Der Prüfungsausschuss oder die Prüferdelegation kann einvernehmlich die Abnahme und Be-
wertung einzelner, nicht ausschließlich mündlich zu erbringender Prüfungsleistungen so vornehmen, 
dass zwei seiner oder ihrer Mitglieder die Prüfungsleistungen selbständig und unabhängig bewerten. 
Weichen die auf der Grundlage des in der Prüfungsordnung vorgesehenen Bewertungsschlüssels er-
folgten Bewertungen der beiden Prüfenden um nicht mehr als 10 Prozent der erreichbaren Punkte von-
einander ab, so errechnet sich die endgültige Bewertung aus dem Durchschnitt der beiden Bewertungen. 
Bei schriftlichen und solchen Prüfungsleistungen, deren Bewertung unabhängig von der Anwesenheit 
bei der Erbringung erfolgen kann, erfolgt bei einer größeren Abweichung die endgültige Bewertung 
durch ein vorab bestimmtes weiteres Mitglied des Prüfungsausschusses oder der Prüferdelegation. Bei 
sonstigen Prüfungsleistungen nach Satz 1 erfolgt bei einer größeren Abweichung die endgültige Be-
wertung durch ein vorab bestimmtes Mitglied des Prüfungsausschusses oder der Prüfungsdelegation 
nach Anhörung der Prüfenden und Einsichtnahme in deren Prüfungsdokumentation. Dabei darf die hö-
here Bewertung nicht überschritten und die niedrigere Bewertung nicht unterschritten werden.“ 

Begründung: 

In der Gesetzesbegründung zum Berufsbildungsreformgesetz (BT-Drucksache 15/3980) wurde als Grund 
für die Einführung des Berichterstatterprinzips (als Ausnahme zum Kollegialprinzip) ausdrücklich der hohe 
Aufwand bei der Abnahme und Bewertung von praktischen Prüfungsteilen genannt (vergleiche Seite 51). 

Der im vorliegenden Entwurf neu gefasste § 42 Absatz 5 Satz 1 BBiG-E sieht vor, dass zwei Mitglieder des 
Prüfungsausschusses beziehungsweise der Prüferdelegation die Abnahme und Bewertung einzelner schrift-
licher und sonstiger Prüfungsleistungen, deren Bewertung unabhängig von der Anwesenheit bei der Erbrin-
gung erfolgen kann, vornehmen können. Nach dieser Formulierung wäre jedoch zukünftig die Entlastung 
des Ehrenamtes bei der Abnahme praktischer Prüfungsteile, bei denen auch die Ergebnisgewinnung bewer-
tungsrelevant ist (zum Beispiel Arbeitsprobe, Arbeitsaufgabe) ausgeschlossen, weil für die Bewertung der 
Arbeits-/Vorgehensweise stets die Anwesenheit der Prüfer beziehungsweise der weiteren Prüfenden erfor-
derlich ist. 

Die Notwendigkeit der Entlastung des Ehrenamtes bei der Abnahme von praktischen Prüfungsteilen hat sich 
im Vergleich zur Novellierung 2005 auf Grund des Fachkräftemangels sogar erhöht, so dass die Einschrän-
kung der Übertragungsmöglichkeit im Gesetzentwurf nicht nachvollziehbar ist. Zudem würde der neu ge-
fasste § 42 Absatz 5 Satz 1 BBiG-E zu Unsicherheiten in der Anwendung führen, weil zukünftig für jedes
einzelne Prüfungsinstrument geklärt werden muss, ob eine Übertragung überhaupt zulässig ist. Diese Unsi-
cherheit rührt daher, dass es eine Vielzahl von Prüfungsinstrumenten gibt, bei denen entweder nur das Prü-
fungsergebnis oder zusätzlich auch die Vorgehensweise bewertet wird und die Begrifflichkeiten in den ein-
zelnen Aus- und Fortbildungsordnungen nicht einheitlich verwendet werden.  

Die Gefahr einzelne Prüfergruppen (Arbeitgeber, Arbeitnehmer oder Lehrer) bei der Bewertung zu überge-
hen ist dabei ausgeschlossen, weil der Prüfungsausschuss nur einvernehmlich die Übertragung beschließen 
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kann. Zudem ist zukünftig auch vorgesehen, dass bei einer Abweichung zwischen den beiden Bewertungen 
von mehr als 10 Prozent die endgültige Bewertung durch ein weiteres Mitglied des Prüfungsausschusses 
oder der Prüferdelegation erfolgt. 

Bei einer Abweichung von mehr als 10 Prozent ist einerseits zwischen schriftlichen und solchen Prüfungs-
leistungen, deren Bewertung unabhängig von der Anwesenheit bei der Erbringung erfolgen kann (erste Fall-
gruppe), und sonstigen Prüfungsleistungen nach Satz 1 (zweite Fallgruppe) zu unterscheiden. Für die erste 
Fallgruppe ist die endgültige Bewertung durch ein vorab bestimmtes weiteres Mitglied des Prüfungsaus-
schusses oder der Prüferdelegation ausreichend, da eine Bewertung im Nachhinein jederzeit möglich ist. Da 
bei der zweiten Fallgruppe eine spätere Bewertung nicht mehr oder nur zum Teil möglich ist, bedarf es für 
die endgültige Bewertung einer Anhörung der Prüfenden und einer Einsichtnahme in deren Prüfungsdoku-
mentation durch ein drittes vorab bestimmtes Mitglied des Prüfungsausschusses oder der Prüfungsdelega-
tion.  

Der Vorschlag orientiert sich beispielsweise an der praktizierten Regelung für die Gesundheitsberufe (zum 
Beispiel § 15 Absatz 3 KrPflAPrV, § 7 Absatz 2 HebAPrV und § 7 Absatz 3 ErgThAPrV) zur Bewertung 
der praktischen Prüfung. 

Die Ausführungen zu § 42 Absatz 5 BBiG-E gelten sinngemäß auch für § 35a Absatz 5 HwO-E.  

16. Zu Artikel 1 Nummer 23 Buchstabe a (§ 47 Absatz 5 – neu – BBiG) 

In Artikel 1 ist Nummer 23 wie folgt zu fassen: 

‚23. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3, 4 und 5 eingefügt: 

„(3) Im Fall des § 73 Absatz 1 … < weiter wie Gesetzentwurf > … 

 (4) Im Fall des § 73 Absatz 2 … < weiter wie Gesetzentwurf > …

 (5) Wird im Fall des § 71 Absatz 8 als zuständige Stelle eine Landesbehörde bestimmt, so 
erlässt die zuständige Landesregierung die Prüfungsordnung durch Rechtsverordnung. Die Er-
mächtigung nach Satz 1 kann durch Rechtsverordnung auf eine Landesbehörde übertragen wer-
den.“ 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 6.‘ 

Begründung: 

Die Begründung des Gesetzentwurfs zu Artikel 1 Nummer 23 Buchstabe a lautet: 

„Die ergänzten Absätze 3 und 4 sind Teil des Modernisierungspakets und betreffen die Rechtsform der Prü-
fungsordnung im Bereich des öffentlichen Dienstes. 

So sind zuständige Stellen im Bereich des öffentlichen Dienstes Behörden, die im Gegensatz zu den in § 71 
genannten Kammern, bei denen es sich um Körperschaften des öffentlichen Rechts handelt, nicht über eine 
Satzungsautonomie verfügen. Zwar kann eine Behörde etwa Verwaltungsvorschriften erlassen, bei denen 
jedoch die fehlende Außenwirkung den grundrechtsrelevanten Bestimmungen in einer Prüfungsordnung, 
insbesondere zum Bestehen und Nichtbestehen einer Prüfung, entgegensteht. 

Bisher existiert für den Erlass einer Rechtsverordnung durch die zuständige Stelle keine Rechtsgrundlage. 
Zur Erhöhung der Rechtssicherheit wird deshalb für den Erlass von Prüfungsordnungen durch zuständige 
Stellen im Bereich des öffentlichen Dienstes eine Rechtsgrundlage für den Erlass einer Rechtsverordnung 
geschaffen. Dieses Ziel wird mit den Ergänzungen über den Weg einer Rechtsverordnungsermächtigung im 
Sinne des Artikels 80 Absatz 1 Satz 1 GG sowie einer Subdelegation im Sinne von Artikel 80 Absatz 1 Satz 4 
GG erreicht.“ 

Diese Aussagen gelten in gleicher Weise auch für Prüfungsordnungen, die von gemäß § 71 Absatz 8 be-
stimmten Landesbehörden erlassen werden. Es macht keinen Unterschied, ob eine Behörde zuständige Stelle 
für die Berufe des öffentlichen Dienstes ist oder ob eine Behörde zuständige Stelle für andere Berufe ist. Zur 
Erhöhung der Rechtssicherheit ist deshalb auch für den Erlass von Prüfungsordnungen durch zuständige 
Stellen gemäß § 71 Absatz 8 eine Rechtsgrundlage für den Erlass einer Rechtsverordnung zu schaffen. Im 

juris Lex QS
17052024 ()



   

         
  

   
   

        
 

        
 

 

        
          

      
         

      

 

   

     
      

     
         

  

    
      

  

  

 

   

 

  
     

 

   

    
   

 

  

  

Drucksache 19/12798 – 14 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

Interesse einer stringenten Regelungsstruktur entspricht die Regelung dem (neuen) § 47 Absatz 4 in der Fas-
sung der BR-Drucksache 230/19. 

17. Zu Artikel 1 Nummer 24 (§ 48 Absatz 3 BBiG), 
Artikel 2 Nummer 15 (§ 39 Absatz 3 HwO) 

a) In Artikel 1 Nummer 24 ist in § 48 Absatz 3 das Wort „Umschulende“ durch das Wort „Umzuschu-
lende“ zu ersetzen. 

b) In Artikel 2 Nummer 15 ist in § 39 Absatz 3 das Wort „Umschulende“ durch das Wort „Umzuschu-
lende“ zu ersetzen. 

Begründung: 

In § 48 Absatz 3 BBiG-E ist vorgesehen, dass „Umschulende“ auf ihren Antrag zur Zwischenprüfung zuzu-
lassen sind. Der Begriff „Umschulende“ ist in diesem Zusammenhang jedoch falsch, weil darunter nicht der 
Prüfungsteilnehmer, sondern die Bildungseinrichtung zu verstehen ist. Der Gesetzgeber macht mit der Re-
gelung in § 62 Absatz 2 BBiG deutlich, dass er unter dem Begriff „Umschulende“ die Bildungseinrichtungen 
versteht, welche Umschulungsmaßnahmen durchführen. In § 48 Absatz 3 BBiG-E geht es jedoch um die 
Zulassung von Prüfungsteilnehmern zur Zwischenprüfung. 

Die Ausführungen zu § 48 Absatz 3 BBiG-E gelten sinngemäß auch für § 39 Absatz 3 HwO-E. 

18. Zu den Abschlussbezeichnungen der beruflichen Fortbildungsstufen 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren einheitliche und eigenständige Abschlussbe-
zeichnungen für die drei beruflichen Fortbildungsstufen zu entwickeln, die einerseits deren Wertigkeit ver-
deutlichen und die Gleichwertigkeit beruflicher und akademischer Abschlüsse entsprechend ihrer Einstufung 
nach dem DQR zum Ausdruck bringen und andererseits Verwechslungen mit akademischen Abschlüssen 
ausschließen. 

Der Ansatz, attraktive neue Abschlussbezeichnungen einzuführen, die die Karrieremöglichkeiten in der be-
ruflichen Bildung hervorheben, wird ausdrücklich begrüßt. Diese Abschlussbezeichnungen müssen transpa-
rent und eindeutig sein sowie verfassungsrechtlichen Vorgaben genügen. 

19. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 53f – neu – , § 56 Absatz 3 – neu – BBiG) 

In Artikel 1 ist Nummer 25 wie folgt zu ändern: 

a) Nach § 53e ist folgender § 53f einzufügen: 

„§ 53f 

Fortbildungsabschlüsse 

Die Fortbildungsabschlüsse nach §§ 53b, 53c und 53d können durch vergleichbare landesrechtli-
che schulische Abschlüsse oder durch landesrechtlich oder Bestimmungen der Pflegekammern gere-
gelte Weiterbildungen in den Gesundheitsfachberufen erreicht werden.“ 

b) Dem § 56 ist folgender Absatz anzufügen: 

„(3) Die Fortbildungsprüfungen nach § 53f werden nach den jeweiligen landesrechtlichen Bestim-
mungen oder den rechtlichen Bestimmungen der Pflegekammern durchgeführt.“ 

Folgeänderung: 

In Artikel 1 Nummer 1 ist nach der Angabe zu § 53e folgende Angabe einzufügen: 

„53f Fortbildungsabschlüsse“. 
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Begründung: 

Der gegenwärtige Gesetzentwurf privilegiert Abschlüsse, die in der Zuständigkeit der zuständigen Stellen 
vergeben werden. Abschlüsse an Fachschulen „zum Beispiel Technikerin / Techniker“ haben jedoch im Be-
reich der dualen Berufsausbildung ebenfalls eine große Bedeutung und sollten daher in der Bezeichnung 
gleichgestellt werden können. Dies gilt auch für Weiterbildungsbezeichnungen im Bereich der Gesundheits-
fachberufe, zum Beispiel den Pflegeberufen, soweit sie staatlich oder durch Pflegekammerrecht geregelt 
sind. 

20. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 54 Absatz 1 Satz 2 – neu – BBiG) 

In Artikel 1 Nummer 25 ist dem § 54 Absatz 1 folgender Satz anzufügen: 

„Ist die zuständige Stelle eine Behörde, so erlässt sie die Fortbildungsprüfungsregelungen als Rechtsverord-
nung.“ 

Begründung: 

Anders als die in § 71 genannten Kammern, bei denen es sich um Körperschaften des öffentlichen Rechts 
handelt, verfügt eine Behörde nicht über eine Satzungsautonomie. Ist gemäß § 71 Absatz 8 eine Behörde als 
zuständige Stelle bestimmt, kann diese Behörde ohne entsprechende Ermächtigungsgrundlage lediglich Ver-
waltungsvorschriften erlassen. Zur Erhöhung der Rechtssicherheit wird deshalb für den Fall, dass eine Be-
hörde gemäß § 71 Absatz 8 als zuständige Stelle bestimmt ist, eine Rechtsgrundlage zum Erlass von Rechts-
verordnungen geschaffen. Mit dieser Verordnungsermächtigung im Sinne des Artikels 80 Absatz 1 Satz 1 
GG können die gemäß § 71 Absatz 7 bestimmten Behörden die von ihnen zu erlassenden Fortbildungsprü-
fungsregelungen als Rechtsverordnung erlassen. 

21. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 56 Absatz 1 Satz 2 BBiG), 
Artikel 2 Nummer 17 (§ 42h Absatz 1 Satz 2 HwO) 

a) In Artikel 1 Nummer 25 ist in § 56 Absatz 1 Satz 2 die Angabe „§ 39 Absatz 2“ durch die Angabe „§ 39 
Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und 3“ zu ersetzen. 

b) In Artikel 2 Nummer 17 ist in § 42h Absatz 1 Satz 2 die Angabe „§ 33 Absatz 3“ durch die Angabe 
„§ 33 Absatz 1 Satz 2, Absatz 3 und 4“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Es soll eine Rechtsgrundlage für die Ermöglichung gemeinsamer Prüfungsausschüsse auch im Bereich der 
Beruflichen Fortbildung geschaffen werden. In § 56 Absatz 1 Satz 2 BBiG-E fehlt ein Verweis auf § 39 
Absatz 1 Satz 2, um dies zu ermöglichen. Schon bisher ist die Errichtung gemeinsamer Prüfungsausschüsse 
im Bereich der Fortbildungsprüfungen zwar in § 1 Absatz 3 der Musterprüfungsordnung für Fortbildungs-
prüfungen gemäß § 56 Absatz 1 in Verbindung mit § 47 Absatz 1 Berufsbildungsgesetz vorgesehen, nicht 
aber im BBiG selbst. Auch in der Fortbildung kommt es allerdings oft vor, dass sich bei einzelnen Kammern 
nur wenige Prüflinge für eine bestimmte Prüfung anmelden und so die Errichtung eines Prüfungsausschusses 
bei jeder dieser Kammern nicht nur unwirtschaftlich, sondern im Hinblick auf das rare Prüferehrenamt auch 
schwierig ist. Die Schaffung einer Rechtsgrundlage für die Errichtung gemeinsamer Prüfungsausschüsse im 
BBiG auch im Bereich Fortbildung und damit eine weitere Entlastung des Ehrenamtes würde die Umsetzung 
der in der Musterprüfungsordnung bereits vorgesehenen Verfahrensweise rechtssicher ermöglichen. 

Des Weiteren fehlt in § 56 Absatz 1 Satz 2 BBiG-E ein Verweis auf § 39 Absatz 3 BBiG-E, der im Rahmen 
der Bewertung nicht mündlich zu erbringender Prüfungsleistungen die Einholung gutachterlicher Stellung-
nahmen Dritter ermöglicht. Diese Option sollte auch für Fortbildungsprüfungen offengehalten werden. 

Die Ausführungen zu § 56 Absatz 1 Satz 2 BBiG-E gelten sinngemäß auch für § 42h Absatz 1 Satz 2 
HwO-E. 
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22. Zu Artikel 1 Nummer 25a – neu – (§ 59 Satz 1a – neu – BBiG) 

Nach Artikel 1 Nummer 25 ist folgende Nummer 25a einzufügen: 

‚25a. Nach § 59 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Ist die zuständige Stelle eine Behörde, so erlässt sie die Umschulungsprüfungsregelungen als Rechts-
verordnung.“ ‘ 

Begründung: 

Anders als die in § 71 genannten Kammern, bei denen es sich um Körperschaften des öffentlichen Rechts 
handelt, verfügt eine Behörde nicht über eine Satzungsautonomie. Ist gemäß § 71 Absatz 8 eine Behörde als 
zuständige Stelle bestimmt, kann diese Behörde ohne entsprechende Ermächtigungsgrundlage lediglich Ver-
waltungsvorschriften erlassen. Zur Erhöhung der Rechtssicherheit wird deshalb für den Fall, dass eine Be-
hörde gemäß § 71 Absatz 8 als zuständige Stelle bestimmt ist, eine Rechtsgrundlage zum Erlass von Rechts-
verordnungen geschaffen. Mit dieser Verordnungsermächtigung im Sinne des Artikels 80 Absatz 1 Satz 1 
GG können die gemäß § 71 Absatz 7 bestimmten Behörden die von ihnen zu erlassenden Umschulungsprü-
fungsregelungen als Rechtsverordnung erlassen. 

23. Zu Artikel 1 Nummer 33a – neu – (§ 90 Absatz 3 Nummer 5 – neu – , 6 – neu – BBiG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 33 folgende Nummer 33a einzufügen: 

‚33a. § 90 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt. 

b) Folgende Nummern 5 und 6 werden angefügt: 

„5. die Erstellung von Gutachten darüber, ob die Fortbildungsprüfungsregelungen der zustän-
digen Stellen nach § 54 die Voraussetzungen des § 53b Absatz 2 und 3 sowie des § 53a 
Absatz 2, des § 53c Absatz 2 und 3 oder des § 53d Absatz 2 und 3 erfüllen; 

6. die Erstellung von Gutachten darüber, ob die Fortbildungsprüfungsregelungen der Hand-
werkskammern nach § 42f der Handwerksordnung die Voraussetzungen des § 42b Ab-
satz 2 und 3 sowie des § 42a Absatz 2, des § 42c Absatz 2 und 3 oder des § 42d Absatz 2 
und 3 der Handwerksordnung erfüllen.“ ‘ 

Begründung: 

Die von § 54 BBiG-E beziehungsweise § 42f HwO-E neu eingeführte Aufgabe der Gleichwertigkeitsprüfung 
für Fortbildungsprüfungsregelungen der zuständigen Stellen beziehungsweise Handwerkskammern bedarf 
einer fachlichen Expertise, über die nur das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) verfügt. Daher ist es 
zur Qualitätssicherung unerlässlich, dass das BIBB diese neue Aufgabe erhält. Durch die Einfügung dieser 
neuen Aufgabe in den § 90 Absatz 3 BBiG, wodurch klargestellt wird, dass es sich um eine originäre Bun-
desaufgabe des BIBB und nicht um eine weitere Aufgabe im Sinne des § 90 Absatz 4 BBiG handelt, ergibt 
sich – insbesondere auch in Verbindung mit § 96 BBiG – die Verpflichtung des Bundes zur Kostentragung 
für die Gleichwertigkeitsprüfung. 

24. Zu Artikel 1 Nummer 33a – neu – (§ 92 Absatz 3 Satz 3 BBiG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 33 folgende Nummer einzufügen: 

‚33a. In § 92 Absatz 3 Satz 3 werden nach den Wörtern „Bundesagentur für Arbeit,“ die Wörter „der Kul-
tusministerkonferenz,“ eingefügt.‘ 

Begründung: 

Die Vertreterinnen und Vertreter der Sozialpartner sowie des Bundes und der Länder beschließen die für die 
duale Erstausbildung erforderlichen Ausbildungsordnungen als Entscheidungsvorlage für die Bundesregie-
rung. Darüber wirken sie an Vorhaben im Bereich der beruflichen Bildungsforschung, des Berufsbildungs-
berichtes und an der Durchführung der Berufsbildungsstatistik mit. In all diesen Punkten sind die Länder im 
Rahmen ihrer föderal strukturierten bildungspolitischen Gesamtverantwortung mit betroffen. Um ein für 
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ganz Deutschland realistisches Gesamtbild darstellen zu können, wäre eine gute Verzahnung der Datener-
fassung wünschenswert. 

Mit dem Sekretariat der Kultusministerkonferenz der Länder verfügen die Länder über eine Institution, in 
der alle datentechnischen und bildungspolitischen Aufgaben der sechszehn Länder untereinander koordiniert 
und für die erforderlichen Abstimmungen der Gremien innerhalb der KMK vorbereitet werden. Dadurch 
wird in Deutschland trotz der föderalen Struktur ein Höchstmaß an Durchlässigkeit und Vergleichbarkeit im 
Interesse der Mobilität der Jugendlichen gewährleistet. Die Schnittmengen mit den Aufgaben des Berufsbil-
dungsinstituts sind daher groß und die Zielsetzungen des Bundes und der Länder vielfach deckungsgleich. 
Eine Vertreterin oder ein Vertreter der Institution „Kultusministerkonferenz“ könnte daher bei den Entschei-
dungsfindungen des Hauptausschusses eine Berichts- und Beratungsfunktion übernehmen, die sowohl die 
Aufgaben des Berufsbildungsinstituts als auch die der KMK zeitnah und konstruktiv miteinander verzahnen 
kann, ohne das Abstimmungsverhältnis im Hauptausschuss zu verändern. Die politische Interessenvertretung 
der Länder im Hauptausschuss wird durch eine solche Regelung nicht tangiert, diese findet über die Vertre-
terinnen und Vertreter der Länder mit Stimmrecht im Hauptausschuss statt. 

25. Zu Artikel 1 Nummer 40 (§ 105 BBiG) 

In Artikel 1 Nummer 40 sind in § 105 nach dem Wort „Mindestvergütung“ die Wörter „und zur Teilzeitbe-
rufsausbildung“ einzufügen. 

Begründung: 

Die Regelungen zur Teilzeitberufsausbildung sollten ebenso wie die Regelungen zur Mindestvergütung wis-
senschaftlich evaluiert werden. Es ist insbesondere zu evaluieren, ob die geschaffenen Regelungen zur Teil-
zeitberufsausbildung geeignet sind, das verfolgte Ziel einer Erweiterung der Zielgruppen für eine Berufsaus-
bildung in Teilzeit zu erreichen. Dies gilt vor allem für die Überprüfung der Auswirkungen der Verlängerung 
der Ausbildungsdauer auf höchstens das Eineinhalbfache der Vollzeitausbildungsdauer.  

Der gewählte Zeitpunkt der Evaluation fünf Jahre nach Inkrafttreten des BBiG erlaubt die Analyse des ge-
setzlichen Rahmens unter wechselnden ökonomischen Bedingungen und er ist erforderlich, um die Verfüg-
barkeit einer breiten Erfahrungsbasis sicherzustellen, da die zu überprüfenden Regelungen erst bei neuabge-
schlossenen Berufsausbildungsverträgen ab Inkrafttreten des BBiG wirksam werden. 

26. Zu Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d (§ 34 Absatz 7 Satz 1 HwO) 

In Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d sind in § 34 Absatz 7 Satz 1 nach dem Wort „Handwerkskammer“ die 
Wörter „oder die nach § 33 Absatz 1 Satz 3 von der Handwerkskammer zur Errichtung von Prüfungsaus-
schüssen ermächtigte Handwerksinnung“ einzufügen. 

Begründung: 

Nach § 33 Absatz 1 Satz 3 HwO-E kann die Handwerkskammer Handwerksinnungen ermächtigen, Gesel-
lenprüfungsausschüsse zu errichten, wenn die Leistungsfähigkeit der Handwerksinnung die ordnungsge-
mäße Durchführung der Prüfung sicherstellt. In diesen Fällen muss auch die zur Errichtung von Prüfungs-
ausschüssen ermächtigte Handwerksinnung die Möglichkeit haben, weitere Prüfende für den Einsatz in Prü-
ferdelegationen nach § 35a Absatz 2 HwO-E zu berufen. § 34 Absatz 7 Satz 1 HwO-E ist dementsprechend 
zu ergänzen. 

27. Zu Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d (§ 34 Absatz 9 Satz 1a – neu – bis 1c – neu – HwO) 

In Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d sind in § 34 Absatz 9 nach Satz 1 folgende Sätze einzufügen: 

„Niemand darf in der Übernahme oder Ausübung des Amtes als Mitglied oder Stellvertreter eines Prüfungs-
ausschusses oder einer Prüferdelegation beschränkt oder wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes 
benachteiligt werden. Mitglieder in Prüfungsausschüssen oder Prüferdelegationen und deren Stellvertreter 
sind für die Zeit ihrer Prüfertätigkeit von ihrem Arbeitgeber von der Arbeitsleistung freizustellen. Die Kün-
digung eines Arbeitsverhältnisses wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes ist unzulässig.“ 

juris Lex QS
17052024 ()



   

 

          
    

 
    

            
      

        

           
          

           
 

          
        

       
 

        
  

     
            

 

Drucksache 19/12798 – 18 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

Begründung: 

Das ehrenamtliche Prüfungswesen ist ein Grundpfeiler des Systems der dualen Berufsausbildung und der 
dualen Fortbildung in Deutschland. Die paritätische Besetzung der Prüfungsausschüsse und die Anforderun-
gen an die Qualifikation der Prüferinnen und Prüfer sichern die hohe Qualität der Abschlussprüfungen. Das 
ehrenamtliche Prüfungswesen gerät jedoch in der Praxis zunehmend unter Druck. 

Das BMBF stellt in seinem Evaluierungsbericht zum BBiG vom 23. März 2016 fest, dass die zuständigen 
Stellen immer öfter Probleme haben, genügend Prüferinnen und Prüfer für die Prüfungsausschüsse zu ge-
winnen. Insbesondere für Arbeitnehmervertreter sei es schwierig, von ihrem Arbeitgeber eine Freistellung 
für die Prüfertätigkeit zu erhalten.  

Mit den in Artikel 1 Nummern 17 bis 19 des Gesetzentwurfs vorgeschlagenen Regelungen zur Durchführung 
der Prüfungen soll deshalb die Flexibilität beim Einsatz von Prüfern erhöht werden. Das reicht aber nicht 
aus. Darüber hinaus ist eine gesetzliche Pflicht zur Freistellung der Prüfer und Prüferinnen erforderlich. Nur 
so kann sichergestellt werden, dass sich zum einen genügend Prüfer und Prüferinnen der Arbeitnehmerseite 
zur Mitarbeit im Prüfungswesen bereit erklären, weil sie keine beruflichen Nachteile befürchten müssen. 
Zum anderen wird die Funktionsfähigkeit des Prüfungswesens aufrechterhalten, weil gesetzlich klar gestellt 
ist, dass die Prüferinnen und Prüfer in der konkreten Prüfungssituation auch tatsächlich zur Verfügung stehen 
werden. 

Damit Ausbildungsbetriebe, welche Prüferinnen und Prüfer bereitstellen, nicht doppelt belastet werden, ha-
ben die zuständigen Stellen die Möglichkeit, für diese Betriebe geringere Prüfungsgebühren festzusetzen 
und die Prüfungskosten über die allgemeinen Kammerbeiträge auf alle Mitgliedsunternehmen umzulegen. 
Dies wird von den Industrie- und Handelskammern beziehungsweise Handwerkskammern zum Teil bereits 
heute so praktiziert. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des Bundesrates wie folgt: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa – neu – 
(§ 5 Absatz 1 Nummer 3 Berufsbildungsgesetz (BBiG)) 

Dem Vorschlag, den Begriff der beruflichen Handlungskompetenz im BBiG zu verankern, wird nicht zuge-
stimmt. 

Im Vorschlag wird auf den Begriff der Handlungskompetenz referenziert, wie ihn die Kultusministerkonfe-
renz (KMK) versteht. Dieser soll auch im BBiG hinterlegt werden. In der beruflichen Bildung gibt es mit 
den Sozialpartnern jedoch wichtige Partner, die die Definition des Kompetenzbegriffs durch die KMK als 
einengend verstehen und dessen Übertragung ins BBiG ablehnen. Daneben stehen der Kompetenzbegriff des 
Deutschen Qualifikationsrahmens (DQR), auf den gesetzlich nicht Bezug genommen werden kann, und ggf. 
auch weitere Kompetenzbegriffe. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) hat im Lichte 
des Evaluierungsberichts aus dem Jahre 2016 sorgfältig die Verankerung einer Kompetenzorientierung im 
BBiG im engen Zeitplan dieser Novelle geprüft. Rechtlich zwingend wäre dabei – anders als in der Stellung-
nahme des Bundesrates vorgesehen – nicht die bloße Aufnahme des Wortes „Kompetenz“, sondern die Auf-
nahme einer Legaldefinition und das Durchdeklinieren eines neuen Verständnisses durch das gesamte Ge-
setz. Im Lichte der offenbar divergierenden Ansichten wichtiger Akteure hat sich die Bundesregierung gegen 
eine Ablösung des etablierten Begriffs der „beruflichen Handlungsfähigkeit“ mit dieser Novelle entschieden. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 8  
(§ 7a Absatz 2 Satz 1 BBiG), Artikel 2 Nummer 5 (§ 27b Absatz 2 Satz 1 Handwerksordnung (HwO)) 

Dem Vorschlag, auf die automatische Streckung der Ausbildungsdauer bei Teilzeit zu verzichten, wird nicht 
zugestimmt. 

Die Möglichkeiten der Teilzeitberufsausbildung sollen durch das Gesetz zur Modernisierung und Stärkung 
der beruflichen Bildung erweitert werden. Durch die automatische Verlängerung soll die Teilzeit künftig 
eine Option für alle in dualer Ausbildung sein, in Absprache mit dem Betrieb. Es sollen nicht nur Leistungs-
starke profitieren. Dadurch kommt die Teilzeit auch für Personen in Betracht, die das Ausbildungsziel in 
einer gekürzten Ausbildungszeit voraussichtlich nicht erreichen würden. Die Möglichkeit, die Teilzeitaus-
bildung wie bisher in verkürzter Zeit zu absolvieren, bleibt unverändert bestehen: Nach § 7a Absatz 4 BBiG-
E oder § 27b Absatz 4 HwO-E kann der Antrag auf Eintragung des Berufsausbildungsverhältnisses mit einem 
Antrag auf Verkürzung der Ausbildungsdauer verbunden werden. Die Ergänzung „bei Bedarf“ würde diese 
Regelung nur um einen unbestimmten Rechtsbegriff erweitern, der unnötige Prüfbürokratie und Rechtsun-
sicherheit nach sich zöge. Zudem setzt eine Verkürzung – eine Teilzeitausbildung mit der gleichen Ausbil-
dungsdauer wie dieselbe Ausbildung in Vollzeit ist eine solche - eine Erfolgsprognose voraus. Dies ist ein 
sinnvollerer und zudem bewährter Mechanismus. Durch die vorgeschlagene Einfügung „bei Bedarf“ bliebe 
das Verhältnis der Ergänzung zu diesem Normbestand unklar. Auch aus diesem Grund kann dem Vorschlag 
nicht zugestimmt werden.   

3. Zu Artikel 1 Nummer 8a – neu – (§ 16 Absatz 2 Satz 1a – neu – BBiG), 
Nummer 25 (§ 53b Absatz 5 – neu – , § 53c Absatz 5 – neu – ,

 § 53d Absatz 5 – neu – BBiG), 
Artikel 2 Nummer 8 Buchstabe a – neu – (§ 31 Absatz 2 Satz 1a – neu – ,1b – neu –, 

Absatz 3 HwO, 
Nummer 17 (§ 42b Absatz 5 – neu – ,

 § 42c Absatz 5 – neu – ,
 § 42d Absatz 5 – neu – HwO) 

Das Bedürfnis der Praxis nach einer Ausweisung des DQR-Niveaus ist nachvollziehbar. Mit der gegenwär-
tigen Hauptausschuss-Empfehlung Nummer 164 des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) erfolgt aus 
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Sicht der Bundesregierung eine adäquate Berücksichtigung dieses Bedarfs. Damit ist sichergestellt, dass 
Zeugnisse im Fortbildungsbereich auch künftig den Ausweis des DQR-Niveaus beinhalten. 

Dem Vorschlag, die Ausweisung eines DQR-Niveaus auf dem Zeugnis gesetzlich vorzuschreiben, wird nicht 
zugestimmt. Denn der DQR besitzt keine rechtliche Verfasstheit, er basiert vielmehr auf einem gemeinsamen 
Beschluss der KMK, der Wirtschaftsministerkonferenz (WMK), des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie (BMWi) und des BMBF vom 1. Mai 2013. 

Hinsichtlich des Vorschlags einer Änderung der HwO zur Ausweisung von Berufsschulnoten auf dem Zeug-
nis der zuständigen Stelle auch ohne den Willen der Absolventen wird auf die entsprechenden Ausführungen 
zum BBiG unter Ziffer 8 verwiesen. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 11 (§ 19 Absatz 2 BBiG) 

Dem Vorschlag, die Verweisung in § 19 Absatz 2 redaktionell anzupassen, wird zugestimmt. 

Die Bundesregierung dankt für diesen Hinweis des Bundesrates. Es handelt sich um ein berechtigtes redak-
tionelles Anliegen. 

5. Zu Artikel 1 Nummer 13a – neu – (§ 30 Absatz 1 BBiG), 
Artikel 2 Nummer 01 – neu – (§ 22b Absatz 1 HwO), 

Nummer 30 Buchstabe b – neu – (§ 45 Absatz 3 HwO), 
Nummer 33 Buchstabe a – neu – (§ 51a Absatz 3 Satz 2 HwO) 

Dem Vorschlag, die Ermächtigung im BBiG zum Erlass der Ausbildereignungsverordnung (AEVO) um ein-
zelne Themen bzw. Inhalte zu erweitern, wird nicht zugestimmt. 

Das BBiG sowie die HwO unterscheiden die fachliche Eignung des Ausbildungspersonals in berufliche Fer-
tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten sowie berufs- und arbeitspädagogische Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten. Mit „berufs- und arbeitspädagogischen“ Kompetenzen sind alle überfachlichen Kompetenzen 
wie z. B. Methodik, Didaktik des Ausbildungsprozesses, Jugendpädagogik, Umgang mit sozialen Benach-
teiligungen, Umgang mit heterogenen Gruppen (etwa hinsichtlich Migration, Leistungsschwäche, Behinde-
rung) sowie auch Suchtprävention und Gesundheitsvorsorge umfasst. Das Herausheben einzelner dieser 
Merkmale im Gesetzestext der Verordnungsermächtigung in § 30 Absatz 5 BBiG oder in § 22b Absatz 4 
HwO führt zu einer rechtstechnischen und rechtssystematischen Unwucht. 

Zu „Inhalt, Umfang und Abschluss“ des Erwerbs der berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten können 
auch die mit dem Antrag besonders herausgestellten Inhalte gehören. Die Konkretisierung der Inhalte ist in 
der Ausbildereignungs-Verordnung zuletzt 2009 geschehen. 

Die Verordnung ist daher der richtige Ort für die Nennung konkreter Inhalte. Das BMBF beabsichtigt, die 
Ausbildereignungsverordnung (AEVO) nach Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens zum BBiG zu über-
prüfen. Dabei werden auch die im Vorschlag des Bundesrates herausgehobenen Themen eine Rolle spielen. 
Eine entsprechende Überprüfung der Allgemeinen Meisterprüfungsverordnung (AMVO) erfolgt durch das 
BMWi. 

6. Zu Artikel 1 Nummer 14 (§ 34 Absatz 2 Nummer 1, 2, 5, 6 BBiG), 
Nummer 33 (§ 88 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a, f, l, 

Absatz 2 – neu – bis 6 – neu – BBiG), 
Artikel 2 Nummer 7a – neu – (§ 28 Absatz 8 HwO), 

Nummer 39 Buchstabe b (Anlage D Abschnitt III Nummer 3 
Buchstabe a, Nummer 4 HwO) 

Dem Vorschlag, die Statistikmerkmale der Berufsbildungsstatistik zu erweitern, wird nicht zugestimmt. 

Die statistischen Merkmale werden in einem sehr aufwendigen Prozess unter Einbeziehung aller relevanten 
Akteure – auch der Länder – unter Federführung des Statistischen Bundesamtes diskutiert. Ein entsprechen-
des Fachkonzept wurde in diesem Kreis beschlossen. Dies ist wesentliche Grundlage der nun vorgeschlage-
nen Änderungen. Von einer Änderung dieser Merkmale an diesem Prozess vorbei ist mit Blick auf die Um-
setzbarkeit, Validität und Nutzbarkeit der amtlichen Statistik dringend abzuraten.   
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Dem Vorschlag zu einer Verlaufsstatistik in der Berufsbildungsstatistik wird nicht zugestimmt. 

Grundsätzlich hat die Bundesregierung großes Interesse an Bildungsverläufen. Die vorgeschlagene Verlaufs-
statistik könnte sich jedoch nur auf Ausbildungsverhältnisse im dualen System beziehen; Wechsel zwischen 
dualem System und schulischer Berufsausbildung könnten beispielsweise nicht erfasst werden. 

Daher wird derzeit mit Nachdruck die Einführung eines alle Bildungsbereiche umfassenden Bildungsregis-
ters geprüft, das Verläufe z. B. auch zwischen beruflicher Bildung und Hochschule abbilden würde. In diese 
Richtung gingen auch die Vorschläge des Normenkontrollrats in seinem Gutachten „Mehr Leistung für Bür-
ger und Unternehmen; Verwaltung digitalisieren, Register modernisieren“. Der Koalitionsvertrag für die 19. 
Legislaturperiode sieht die Prüfung der Vorschläge des Normenkontrollrates vor. Diese Prüfung ist noch 
nicht abgeschlossen. Die Bundesregierung hat in diesem Zusammenhang ein Rechtsgutachten vergeben, um 
die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Einführung eines nationalen Bildungsregisters vertieft prüfen 
zu lassen. 

7. Zu Artikel 1 Nummer 14 (§ 34 Absatz 2 Nummer 2 BBiG) 

Dem Vorschlag, die Eintragungen in das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse zu ändern („voraus-
gegangener beruflicher Qualifizierung“ statt „vorausgegangener beruflicher Grundbildung“), wird nicht zu-
gestimmt. 

Ein wichtiges Ziel des Gesetzentwurfes ist die Herstellung einer Konvergenz von Erfassung (§ 34 BBiG) 
und Statistik (§ 88 BBiG). Änderungen nur an einer Stelle sind daher nicht zielführend. Die statistischen 
Merkmale werden dabei in einem sehr aufwendigen Prozess unter Einbeziehung aller relevanten Akteure – 
auch der Länder – unter Federführung des Statistischen Bundesamtes diskutiert. Ein entsprechendes Fach-
konzept wurde in diesem Kreis beschlossen. Von einer Änderung dieser Merkmale an diesem Prozess vorbei 
ist mit Blick auf die Umsetzbarkeit, Validität und Nutzbarkeit der amtlichen Statistik dringend abzuraten.  

Darüber hinaus erscheint der vorgeschlagene Begriff „vorausgegangener beruflicher Qualifizierung“ zu un-
spezifisch für das hier abzufragende „Vorfeld-Minus“ einer Ausbildung. Unter diesen Begriff könnten auch 
die Elemente des folgenden Merkmals „berufliche Vorbildung“ einschließlich einer dualen Berufsausbil-
dung, eines Studiums etc. fallen. 

8. Zu Artikel 1 Nummer 16 (§ 37 Absatz 3 Satz 2, 3 BBiG) 

Dem Vorschlag, Berufsschulnoten auch ohne den Willen der Absolventen auf dem Zeugnis der zuständigen 
Stelle auszuweisen, wird nicht zugestimmt. 

Mit dem Vorschlag soll die Aufnahme der Berufsschulnoten vom ausdrücklichen Antrag des Auszubilden-
den entkoppelt werden. Es wird eine „Widerspruchslösung“ vorgeschlagen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass es für eine Übermittlung der Schuldaten an die zuständigen Stel-
len ohne den ausdrücklichen Willen des Schülers einer landesgesetzlichen Grundlage bedarf. Eine solche ist 
ihr bisher nicht bekannt. Daher sind Auszubildende nach wie vor notwendige Übermittler dieser Daten. 

Das öffentlich-rechtliche Zeugnis selbst macht es rechtlich zudem problematisch, eine Aufnahme berufs-
schulischer Noten gegen den Willen des Auszubildenden zu begründen. Es würde dann gegen den Willen 
des Betroffenen etwas ausgewiesen, was nicht Bestandteil der Prüfung war, über die das Zeugnis erteilt wird. 

9. Zu Artikel 1 Nummer 16a – neu – (§ 38 Satz 2, 3 BBiG) 

Es wird auf die entsprechenden Ausführungen unter Ziffer 1 verwiesen. 

10. Zu Artikel 1 Nummer 17 (§ 39 Absatz 1 Satz 3 – neu – BBiG), 
Artikel 2 Nummer 9 (§ 33 Absatz 1 Satz 2a – neu – HwO) 

Dem Vorschlag einer Überstellung von Prüflingen an eine andere zuständige Stelle wird nicht zugestimmt. 

Das Anliegen der ggf. auch kurzfristigen Überstellung von Prüflingen ohne oder gegen deren Willen führt 
unmittelbar zu Änderungen der Prüfungsstruktur für den einzelnen zu Prüfenden und begegnet erheblichen 
Bedenken im Hinblick auf die Chancengleichheit der Kandidatinnen und Kandidaten, die von Art. 12 und 3 
des Grundgesetzes geschützt wird. Die bestehende Rechtslage bietet über Vereinbarungen der zuständigen 
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Stellen oder gemeinsame Prüfungsausschüsse Möglichkeiten, um strukturell und rechtssicher auf absehbare 
Konstellationen dieser Art angemessen und effizient reagieren zu können. 

11. Zu Artikel 1 Nummer 18 (§ 40 Absatz 6 Satz 1 BBiG), 
Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d (§ 34 Absatz 9 Satz 1 HwO) 

Dem Vorschlag, das Prüferehrenamt auf die Prüfungsaufsicht zu erweitern, wird nicht zugestimmt. 

Die „Prüfungsaufsicht“ ist kein Ehrenamt, das mit dem Prüferehrenamt strukturell vergleichbar wäre. Struk-
turell handelt es sich hierbei um eine reine Verwaltungshelferaufgabe, die anders als die Abnahme einer 
Prüfung auch kaum von anderen verwaltenden Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Durchführung von 
Prüfungen strukturell abgegrenzt werden kann. Die Aufgaben können daher auch unproblematisch auf Ho-
norarbasis durch Mitarbeiter der zuständigen Stelle etc. wahrgenommen werden. Ein Interesse für diese Er-
weiterung kann daher eigentlich nur darin begründet sein, eventuelle Vorteile in anderen Rechtskreisen (z. 
B. Steuerrecht), die mit dem Prüferehrenamt verbunden sein können, auch für diese Verwaltungshelfertätig-
keit zu erschließen. 

12. Zu Artikel 1 Nummer 18 (§ 40 Absatz 6 Satz 1a – neu – bis 1c – neu – BBiG) 

Die Bundesregierung nimmt den Vorschlag zur Kenntnis. 

Im Rahmen der Ressortabstimmung zum Gesetzentwurf ist die Thematik der Verankerung eines Anspruchs 
auf Freistellung für ehrenamtlich Prüfende im BBiG ausführlich diskutiert und abgewogen worden. Letztlich 
ist eine entsprechende Regelung im Gesetzentwurf nicht vorgesehen worden. Die Bundesregierung geht da-
von aus, dass die Fragestellung aufgrund der intensiven Diskussion im Verlaufe des bisherigen Gesetzge-
bungsverfahrens auch in den Beratungen im Deutschen Bundestag erneut diskutiert und abgewogen wird. 

13. Zu Artikel 1 Nummer 19 (§ 42 Absatz 2 Satz 2 BBiG), 
Artikel 2 Nummer 11 (§ 35a Absatz 2 Satz 2 HwO) 

Dem Vorschlag, die Ausnahme zur paritätischen Besetzung von Prüfungsausschüssen auch bei Prüferdele-
gationen vorzusehen, wird nicht zugestimmt. 

Der Vorschlag verkennt, dass diese Ausnahme nur für Prüfungsausschüsse erforderlich und sinnvoll ist, um 
überhaupt eine Prüfung in entsprechenden Konstellationen durchführen zu können. Bei der Bildung von 
Prüferdelegationen besteht keine vergleichbare Notsituation. Es besteht immer die alternative Möglichkeit, 
dass der Prüfungsausschuss selbst prüft, also auf die Bildung von Delegationen verzichtet wird. Auch könnte 
bei einer entsprechenden Regelung nicht ausgeschlossen werden, dass mit der Entscheidung über die Zahl 
der zu bildenden Delegationen der „Mangel“ und damit die Abweichung vom Erfordernis der Parität zu 
einem gestaltbaren Faktor würde. Auch unter diesem Gesichtspunkt kann dem Vorschlag daher nicht zuge-
stimmt werden.    

14. Zu Artikel 1 Nummer 19 (§ 42 Absatz 3 Satz 1 BBiG), 
Artikel 2 Nummer 11 (§ 35a Absatz 3 Satz 1 HwO) 

Dem Vorschlag, dass die zuständige Stelle nicht schon vor Beginn der Prüfung, sondern auch erst vor dem 
Beginn der Abnahme jeder einzelnen Prüfungsleistung über die Bildung einer Delegation entscheiden kann, 
wird nicht zugestimmt. 

Der Vorschlag berührt die Verlässlichkeit und Gleichheitsgerechtigkeit des Prüfverfahrens. Für ein rechtlich 
faires und belastbares Prüfungsverfahren gehen die hier vorgeschlagenen Gestaltungsmöglichkeiten zu weit. 

15. Zu Artikel 1 Nummer 19 (§ 42 Absatz 5 BBiG), 
Artikel 2 Nummer 11 (§ 35a Absatz 5 HwO) 

Die Bundesregierung nimmt den Vorschlag zur Kenntnis. 

Im Rahmen der Ressortabstimmung zum Gesetzentwurf ist die Thematik der Flexibilisierung bei der Prü-
fungsabnahme nach dem BBiG und der HwO ausführlich diskutiert und sorgfältig abgewogen worden. Ziel 
der im Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen ist, einerseits Flexibilisierungsmöglichkeiten zu nutzen, 
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andererseits aber den Grundsatz der Parität, der der Repräsentanz der Systemakteure wie dem Schutz der zu 
Prüfenden gleichermaßen dient, bestmöglich wirksam zu halten. Für die Bundesregierung war bei ihrem 
Regelungsvorschlag schließlich die Prognose der Rechtsbeständigkeit von Prüfungen auf der Grundlage fle-
xibilisierter Rahmenbedingungen im Lichte in der Rechtsprechung ausgeformter allgemeiner Standards für 
öffentlich-rechtliche Prüfungen von zentraler Relevanz. 

Die Bundesregierung hat daher als substanzielle Flexibilisierungen die Möglichkeit zur Bildung von (pari-
tätischen) Prüferdelegationen zur abschließenden Bewertung von Prüfungsleistungen, die uneingeschränkte 
Einsetzbarkeit von Stellvertretenden und bei Bedarf weiteren Prüfenden sowie für die Abnahme nichtflüch-
tiger Prüfungsleistungen eine Abnahme durch zwei Mitglieder des Prüfungsausschusses oder einer Delega-
tion in ihrem Gesetzentwurf vorgesehen. Nichtflüchtige unterscheiden sich dabei von flüchtigen Prüfungs-
leistungen dadurch, dass sie für einen zunächst nicht beteiligten dritten Prüfenden ohne erneute Abnahme 
der Prüfung uneingeschränkt reproduzier- und damit nachvollziehbar sind. Der Vorschlag des Bundesrates, 
die Einsetzbarkeit zweier Prüfender zur abschließenden Prüfung auch auf flüchtige Prüfungsleistungen aus-
zudehnen, würde daher zwar die Flexibilität der Prüfstellen weiter erhöhen, brächte aber rechtliche Risiken 
bei der Frage der Rechtsbeständigkeit der Prüfungen (etwa bei größeren Bewertungsdifferenzen oder bei 
einer rechtlichen Überprüfung) mit sich. Außerdem würde der Vorschlag substanziell in den Paritätsgrund-
satz eingreifen, weil so Teile der Schutzfunktion der Parität mangels Reproduzierbarkeit der Prüfungsleis-
tung gegenüber der jeweils an der Abnahme nicht beteiligten „dritten Bank“ verloren gingen. 

Es gibt allerdings bei anderen öffentlich-rechtlichen Prüfungen durchaus verbreitete und rechtlich belastbare 
Möglichkeiten zur Prüfungsdurchführung mit zwei Personen wie das Modell „ein Prüfer mit Beisitzer“. Mit 
dem Vorschlag des Bundesrates verbundene rechtliche Risiken könnten durch ein solches Modell - allerdings 
um den Preis eines noch stärkeren Eingriffs in den Paritätsgrundsatz - vermieden werden. Daher hat sich die 
Bundesregierung in ihrem Gesetzentwurf für einen möglichst schonenden Ausgleich der teils gegenläufigen 
Belange Flexibilisierung, Rechtsbeständigkeit und Parität entschieden.  

Aufgrund der intensiven Diskussion im Verlaufe des bisherigen Gesetzgebungsverfahrens geht die Bundes-
regierung allerdings davon aus, dass die Fragestellung des notwendigen Grads der Flexibilisierung im Prü-
fungswesen nach dem BBiG und der HwO auch in den Beratungen im Deutschen Bundestag erneut diskutiert 
und abgewogen wird.   

16. Zu Artikel 1 Nummer 23 Buchstabe a (§ 47 Absatz 5 – neu – BBiG) 

Dem Vorschlag, parallel zu den Änderungen im Gesetzentwurf in Bezug auf zuständige Stellen im Bereich 
des öffentlichen Dienstes eine Verordnungsermächtigung für Prüfungsordnungen zu schaffen, wenn zustän-
dige Stelle nach § 71 Absatz 8 BBiG eine Landesbehörde ist, wird zugestimmt. 

In Fällen, in denen keine Kammern bestehen, bestimmt das Land die zuständige Stelle. Da die zuständige 
Stelle Rechtsvorschriften für die Durchführung der Berufsbildung zu erlassen hat, kann das Land nur Behör-
den oder öffentlich-rechtliche Körperschaften als zuständige Stelle bestimmen, da nur diese Rechtsvorschrif-
ten verbindlich erlassen können. Die vorgeschlagene Regelung ist der vorgesehenen neuen Verordnungser-
mächtigungen in § 47 Absatz 4 BBiG-E nachgebildet. 

17. Zu Artikel 1 Nummer 24 (§ 48 Absatz 3 BBiG), 
Artikel 2 Nummer 15 (§ 39 Absatz 3 HwO) 

Dem Vorschlag, das Wort „Umschulende“ durch das Wort „Umzuschulende“ zu ersetzen, wird zugestimmt. 

Der Begriff „Umschulende“ wird in der Tat bereits im BBiG verwendet und steht somit nicht mehr für die 
Personen, die umzuschulen sind, bereit. In der Kommentarliteratur findet sich die vom Bundesrat vorge-
schlagene Begrifflichkeit der „Umzuschulenden“. Die Bundesregierung dankt für diesen Hinweis des Bun-
desrates. Es handelt sich um ein berechtigtes redaktionelles Anliegen. 

18. Zu den Abschlussbezeichnungen der beruflichen Fortbildungsstufen 

Die Bundesregierung nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. 

Sie hat die Frage der Unterscheidbarkeit zwischen den im Gesetzentwurf vorgesehenen Abschlussbezeich-
nungen für die höherqualifizierende Berufsbildung und hochschulischen Abschlussbezeichnungen sorgfältig 
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und rechtlich wie fachlich umfassend geprüft. Dies umfasste auch das Abwägen der verschiedenen bis dato 
von unterschiedlichen Akteuren vorgetragenen Bezeichnungsoptionen. Die Bundesregierung empfiehlt dem 
Gesetzgeber, die Bitte des Bundesrates, im weiteren Gesetzgebungsverfahren einheitliche und eigenständige 
Abschlussbezeichnungen für die drei beruflichen Fortbildungsstufen zu entwickeln, die einerseits deren 
Wertigkeit verdeutlichen und die Gleichwertigkeit beruflicher und akademischer Abschlüsse entsprechend 
ihrer Einstufung nach dem DQR zum Ausdruck bringen und andererseits Verwechslungen mit akademischen 
Abschlüssen ausschließen, gerne derart aufzunehmen, dass eventuelle Alternativvorschläge zur im Gesetz-
entwurf vorgesehenen Bezeichnung der Abschlüsse, die noch im Verlaufe des weiteren Gesetzgebungsver-
fahrens eingebracht werden, sorgfältig geprüft werden. Ziel sollte dabei die gleiche Wirksamkeit sein, mit 
Blick auf die auch vom Bundesrat geteilten Ziele insbesondere die Gleichwertigkeit beruflicher und akade-
mischer Abschlüsse entsprechend ihrer Einstufung nach dem DQR. Die Bundesregierung ist auf Basis des 
bisherigen Diskussionsstandes überzeugt, mit den Bezeichnungen „Berufsspezialist/in“, „Bachelor Professi-
onal“ und „Master Professional“ die gemeinsamen – dabei aber teils gegenläufigen – Ziele bestmöglich zum 
Ausgleich gebracht zu haben. 

19. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 53f – neu – , § 56 Absatz 3 – neu – BBiG) 

Dem Vorschlag zur Öffnung der neuen Abschlussbezeichnungen wird nicht zugestimmt. 

Eine Nutzung oder Vergabe der neuen Abschlussbezeichnungen für landesrechtliche fachschulische Ab-
schlüsse im BBiG ist nach Einschätzung der Bundesregierung kompetenzrechtlich nicht möglich. 

20. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 54 Absatz 1 Satz 2 – neu – BBiG) 

Dem Vorschlag, eine eigene Regelung zur Verordnungsermächtigung für Fortbildungsprüfungsregelungen 
zu schaffen, wenn die zuständige Stelle nach § 71 Absatz 8 BBiG eine Landesbehörde ist, wird in der Sache 
zugestimmt. Jedoch wird der Formulierungsvorschlag abgelehnt. 

Inhaltlich wird auf die Bewertung zu Ziffer 16 verwiesen. 

Hinsichtlich der Formulierung bedarf es im Hinblick auf die Anforderungen des Art. 80 des Grundgesetzes, 
insbesondere zur Subdelegation, einer Anpassung in Anlehnung an den Formulierungsvorschlag in Ziffer 16 
zu § 47 Absatz 5 BBiG-E: 

Die Bundesregierung schlägt daher für das weitere Gesetzgebungsverfahren vor, in Artikel 1 Nummer 25 
dem § 54 Absatz 1 folgende Sätze anzufügen: 

„Wird im Fall des § 71 Absatz 8 als zuständige Stelle eine Landesbehörde bestimmt, so erlässt die zuständige 
Landesregierung die Fortbildungsprüfungsregelungen durch Rechtsverordnung. Die Ermächtigung nach 
Satz 2 kann durch Rechtsverordnung auf eine Landesbehörde übertragen werden.“ 

21. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 56 Absatz 1 Satz 2 BBiG), 
Artikel 2 Nummer 17 (§ 42h Absatz 1 Satz 2 HwO) 

Dem Vorschlag einer klarstellenden Ermächtigungsgrundlage zur Bildung gemeinsamer Prüfungsausschüsse 
im Fortbildungsbereich wird zugestimmt. 

22. Zu Artikel 1 Nummer 25a – neu – (§ 59 Satz 1a – neu – BBiG) 

Dem Vorschlag, eine eigene Regelung zur Verordnungsermächtigung für Umschulungsprüfungsregelungen 
zu schaffen, wenn die zuständige Stelle nach § 71 Absatz 8 BBiG eine Landesbehörde ist, wird in der Sache 
zugestimmt. Jedoch wird der Formulierungsvorschlag abgelehnt. 

Inhaltlich wird auf die Bewertung zu Ziffer 16 verwiesen. 

Hinsichtlich der Formulierung bedarf es im Hinblick auf die Anforderungen von Art. 80 des Grundgesetzes, 
insbesondere zur Subdelegation, einer Anpassung in Anlehnung an den Formulierungsvorschlag in Ziffer 16 
zu § 47 Absatz 5 BBiG-E: 

Die Bundesregierung schlägt daher für das weitere Gesetzgebungsverfahren vor, nach Artikel 1 Nummer 25 
folgende Nummer 25a einzufügen: 
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‚25a. Nach § 59 Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt: 

„Wird im Fall des § 71 Absatz 8 als zuständige Stelle eine Landesbehörde bestimmt, so erlässt die 
zuständige Landesregierung die Umschulungsprüfungsregelungen durch Rechtsverordnung. Die Er-
mächtigung nach Satz 2 kann durch Rechtsverordnung auf eine Landesbehörde übertragen werden.“. 

23. Zu Artikel 1 Nummer 33a – neu – (§ 90 Absatz 3 Nummer 5 – neu – , 6 – neu – BBiG) 

Dem Vorschlag der Übernahme der Finanzierung von Aufgaben der obersten Landesbehörde durch den 
Bund wird nicht zugestimmt. 

Das Anliegen des Vorschlages geht dahin, die neu eingeführte Aufgabe der Gleichwertigkeitsprüfung für 
Fortbildungsprüfungsregelungen der zuständigen Stellen per Gesetz als originäre Bundesaufgabe dem BIBB 
zuzuordnen und damit mittelbar eine Kostentragungspflicht des Bundes für die Gleichwertigkeitsprüfung 
vorzusehen. 

Hierzu wird darauf hingewiesen, dass die Finanzierungskompetenz der Aufgabenkompetenz folgt. Die zu-
grundeliegenden Aufgaben obliegen der zuständigen obersten Landesbehörde. Auf Art. 104 des Grundge-
setzes wird verwiesen. Die Möglichkeit, die fachliche Expertise des BIBB als Dienstleistung auch für Dritte 
außerhalb der Bundesverwaltung zugänglich zu machen, wird daher nicht durch § 90 Absatz 3, sondern 
Absatz 4 BBiG mit entsprechender Kostentragungspflicht für den Auftraggeber eröffnet. 

24. Zu Artikel 1 Nummer 33a – neu – (§ 92 Absatz 3 Satz 3 BBiG) 

Dem Vorschlag, für die Kultusministerkonferenz einen beratenden Sitz im Hauptausschuss des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung gesetzlich zu verankern, wird nicht zugestimmt. 

Zu diesem Anliegen verweist die Bundesregierung darauf, dass die Länder über acht Sitze mit Stimmrecht 
im Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung verfügen. Für diese gibt es keine gesetzlichen 
Vorgaben zur Besetzung. Eine Benennung von Landesvertretern, die nur oder auch für die Kultusminister-
konferenz sprechfähig sind, ist daher bereits nach geltender Rechtslage möglich. Die Sitze mit beratender 
Stimme sind neben dem wissenschaftlichen Beirat des BIBB Rechtsträgern vorbehalten, die nicht schon 
durch stimmberechtigte Vertreter, also „Bänke“, repräsentiert sind. Würde man von diesem Prinzip im Fall 
der Kultusministerkonferenz und damit zugunsten einer Bank – hier der Länder – abweichen, würde letztlich 
eine Unwucht zu den übrigen Bänken drohen – insbesondere zu denen der Sozialpartner, bei denen es in 
gleicher Weise wie bei den Ländern und der Bundesregierung gilt, Untereinheiten, Gremien und Willensbil-
dungsstrukturen zu koordinieren und zu repräsentieren. 

25. Zu Artikel 1 Nummer 40 (§ 105 BBiG) 

Dem Vorschlag zu einer Evaluierung der Teilzeitberufsausbildung neben der im Gesetzentwurf vorgesehe-
nen wissenschaftlichen Evaluierung der Mindestvergütung wird nicht zugestimmt. 

Die Bundesregierung erweitert mit ihrem Gesetzentwurf die Nutzungsmöglichkeit und den potentiellen Nut-
zerkreis einer Teilzeitberufsausbildung. Zur Verbesserung der Datenlage in der dualen Berufsausbildung 
wird im Gesetzentwurf für die Berufsbildungsstatistik nach § 88 BBiG u. a. auch das neue Merkmal der 
„Teilzeitberufsausbildung“ aufgenommen. Hierdurch kann die Entwicklung der Anzahl der Ausbildungs-
verhältnisse in Teilzeit künftig exakt verfolgt werden. Insofern erscheint eine gesonderte Evaluierung der 
Regelungen zur Teilzeitberufsausbildung aus Sicht der Bundesregierung nicht erforderlich. 

26. Zu Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d (§ 34 Absatz 7 Satz 1 HwO) 

Dem Vorschlag zu Berechtigungen auch von Innungen zur Berufung ergänzender Prüfender wird zuge-
stimmt. 

Die Bundesregierung dankt für diesen Hinweis des Bundesrates. Die Gleichbehandlung der Handwerksin-
nungen ist geboten. 

27. Zu Artikel 2 Nummer 10 Buchstabe d (§ 34 Absatz 9 Satz 1a – neu – bis 1c – neu – HwO) 

Es wird auf die entsprechenden Ausführungen unter Ziffer 12 verwiesen. 
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